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Genießen Sie’s!

Sichere Rente schon mit wenig Geld! Damit Sie jetzt und auch in Zukunft auf nichts
verzichten müssen und flexibel bleiben. Ganz gleich, was Sie sich für Ihr Leben noch
 vorgenommen haben, mit einer privaten Altersvorsorge bleiben Sie stets unabhängig.
Damit erhalten Sie weitaus mehr als die knappe gesetzliche Rente. Bleiben Sie finanziell
abgesichert – auch in Zukunft. Wir sagen Ihnen gerne, wie. Weitere Informationen zum
Thema Rente finden Sie auch auf www.versicherungskammer-bayern.de.

Wir planen auch Ihr e Rente –
als wär’s unser e eigene.
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Gemeinschaft

Das Zuhause für Münchner Senioren

Informationen: info@muenchenstift.de · www.muenchenstift.de

Lebenslust

� Selbständiges Wohnen
� Wohnen mit Service
� Wohnen mit Pflegeangeboten
� Ambulante Dienste
� Münchner Menü-Service

Die MÜNCHENSTIFT ist einer der größten Anbieter von 
Dienstleistungen für Senioren in München. In 11 Häusern und mit 
einer Reihe von häuslichen Diensten bieten wir Ihnen zuverlässige 
Unterstützung und Pflege und darüber hinaus zahlreiche Möglich-
keiten zur Erleichterung und Bereicherung Ihres Alltages.

Kompetent, zuverlässig, seriös.

Sie wollen mehr über uns wissen? Rufen Sie an: 089/6 20 20-340

Möglichkeiten

Vertrauen

Service für Senioren



Liebe Mitglieder,  

Kolleginnen und Kollegen,  

liebe Freunde,

im Frühjahr erklommen, als der Gründonnerstag kurzerhand 
zum zusätzlichen Feiertag erklärt wurde. Nachdem die Poli-
tikerriege offen zugeben musste, gar nicht gewusst zu ha-
ben, was sie da eigentlich beschlossen hatten, musste die-
ser grobe Unfug nach wenigen Stunden auch wieder kas-
siert werden. Gemeinsames Handeln aller Demokraten in 
einer Krise? Fehlanzeige. Frühzeitig zeigte sich: Deutschland 
könnte mit Hilfe der öffentlichen Verwaltung Krisen bewälti-
gen – der politischen Führung gelingt dies bei gleichzeitigem 
Wahlkampf jedenfalls nicht.

Welche der beiden überhaupt ernsthaft diskutierten 
Koalitionen (Ampel oder Jamaika) die Richtige ist, werde ich 
namens unseres Berufsverbandes natürlich nicht bewerten 
und kommentieren. Das mögen Sie, verehrte Mitglieder bitte 
persönlich selbst entscheiden.

Der Koalitionsvertrag der zukünftigen Ampel-Regie-
rung liegt druckfrisch vor. Über die Beamtenpolitik konnte ich 
bei der ersten Durchsicht keine wesentlichen Inhalte  
finden.

Gestatten Sie mir hier eine ganz persönliche Anmer-
kung: die obigen Zeilen fallen zugegebenermaßen sehr emo-
tional und kritisch aus. Dies liegt auch daran, dass ich leider 
meine persönlichen Erfahrungen mit dem Corona-Virus ma-
chen musste. Sowohl meine Frau als auch ich haben uns mit 
dem Virus infiziert und mussten an den Osterfeiertagen für 
zwei Wochen stationär behandelt werden. Wochenlange 
Krankschreibung war die Folge. Und bis heute leide ich unter 
den sog. Spätfolgen und bin immer noch nicht vollständig 
dienstfähig. Ich danke an dieser Stelle auch meinen Dienst-
vorgesetzten herzlich für die Unterstützung.

Alle nur unsicheren Impfskeptiker aber erst recht die 
vorsätzlichen Impfverweigerer können mir gerne glauben: Im 
Frühjahr 2021 hätte ich gerne eine Impfung gehabt und mei-
ne persönliche Risikoabschätzung zwischen Erkrankung 
und Impfung fällt eindeutig zu Gunsten der Impfung aus.

Vor diesem Hintergrund habe ich mich aber auch ge-
genüber Ihnen für so manches Versäumnis zu rechtfertigen 

auch das Jahr 2021 hat uns alle maßgeblich mit der Corona-
Pandemie beschäftigt. Das zwischenzeitlich sommerliche 
Durchatmen ist leider schon zum zweiten Mal einer dramati-
schen Lage gerade in Bayern gewichen. 

Eines vorweg: der Öffentliche Dienst in seiner Gesamt-
heit, besonders die vielen Menschen in Medizin und Pflege, 
die Polizei, der Rettungsdienst und natürlich auch die Ver-
waltungskräfte an allen Behörden, die direkt oder indirekt mit 
der Pandemiebekämpfung, der Gesundheitsvorsorge und 
der Aufrechterhaltung der Infrastruktur betraut sind (bitte se-
hen Sie mir hier die nicht mögliche Vollständigkeit der Auf-
zählung nach), hat wieder mit aller Kraft – häufig auch darü-
ber hinaus – seinen Beitrag für unseren Staat und seine Bür-
gerschaft geleistet.

Die aktuellen Zahlen sind erschreckend und man muss 
sich unweigerlich die Frage stellen, ob man aus den vergan-
genen drei Wellen nicht gelernt hat. Das RKI und die breite 
Wissenschaft hatten bereits im Juli vor der vierten Welle und 
deren Gefährlichkeit gewarnt, aber bei den Verantwortlichen 
in der Politik fand man offenkundig nicht das erforderliche 
Gehör. Eine frühzeitige Reaktion fiel leider aus.

Wesentliche Gründe waren natürlich die im September 
anstehende Bundestagswahl samt ihrem vorhergehenden 
Wahlkampf und die im Anschluss über Wochen hin andau-
ernden Koalitionsverhandlungen: über Monate hinweg eine 
bunte Mischung über die am besten zu treffenden Maßnah-
men, Streit über die verfassungsrechtlichen Grenzen und 
künstlich aufgebauschte Eifersüchteleien zwischen der je-
weiligen Opposition in den Parlamenten und der Exekutive. 
Offenkundig war die Politik bemüht, die vielen Bedenkenträ-
ger, Impfverweigerer und Corona Leugner vor der Wahl nicht 
allzu sehr zu verschrecken.

Jede Partei und leider auch nahezu jede Länderregie-
rung wusste etwas anderes zur Lösung beizutragen. 
Deutschland, der Flickenteppich von verschiedenen Maß-
nahmen. Der Föderalismus geriet selbst in eine schwere 
Glaubwürdigkeitskrise. Der Gipfel der Inkompetenz wurde 
von der Ministerpräsidenten und -präsidentinnen-Konferenz 
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und um Entschuldigung zu bitten. Vieles blieb liegen, etliche 
E-Mails wurden gar nicht beantwortet – es ging einfach nicht. 
Hierfür bitte ich Sie herzlich um Verzeihung.

Am Ende möchte ich es natürlich nicht versäumen, 
auch in diesem Jahr unserem treuen Personal der Ge-
schäftsstelle, Rosalia Winklhofer und Roland Hoffmann
ganz herzlich für ihre Arbeit zu danken. Ebenso gilt mein 
Dank den ehrenamtlichen Mitgliedern von Vorstand, Fachbe-
reichsräten und Bezirksvorständen.

Ihnen und Ihren Angehörigen wünsche ich für die be-
vorstehenden Feiertage und den Jahreswechsel alles Gute, 
weiterhin viel Gesundheit und Gottes reichen Segen.

Herzliche Grüße

Peter Meyer
1. Vorsitzender
Peter Meyer
1. Vorsitzender

Wotanstraße 86 
80639 München 
Telefon 089 . 280 01 11
Fax 089 . 280 56 64
E-mail info@vhbb.deFÜHRUNGSKRÄFTE BAYERISCHER VERWALTUNGEN

Verband der höheren Verwaltungsbeamtinnen und Verwaltungsbeamten in Bayern e. V.

Das VHBBTeam Ihrer Geschäftsstelle 
wünscht Ihnen gesegnete Weihnachten und 
alles erdenklich Gute für das Neue Jahr!

ÖFFNUNGSZEITEN der Geschäftsstelle
Die Geschäftsstelle ist geöffnet: Montag bis Donnerstag 8.30 - 16.00 Uhr
 Freitag 8.30 - 14.00 Uhr

Außerhalb dieser Zeiten können Sie uns gerne jederzeit 
Ihre Nachricht auf den Anrufbeantworter sprechen. 
Bitte geben Sie Ihren Namen und Ihre Telefonnummer an, 
damit wir Sie zurückrufen können.

Bitte beachten Sie, dass Rechtsschutz-Angelegenheiten 
und Schadensmeldungen nur während der Öffnungszei-
ten bearbeitet und weitergeleitet werden können. 

Um gesetzliche und gerichtliche Fristen bei 
Rechtsschutz anträgen einhalten zu können, bitten wir Sie, 
diese deutlich vor Fristablauf einzureichen.

Vom 23. Dezember 2021 bis 7. Januar 2022 ist die 
Geschäftsstelle geschlossen.

In dieser Zeit wird unser Briefkasten regelmäßig geleert, 
um Schadensmeldungen etc. weiterzuleiten zu können!

VORWORT
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Auch von der Durchführung der fälligen Delegiertenver-
sammlung habe ich angesichts der sich schon für Oktober 
abzeichnenden hohen Inzidenzwerte abgesehen. Sobald es 
die Situation wieder erlaubt, werde ich so schnell wie mög-
lich unseren Vorstand zu einer Sitzung einladen. Ein wichti-
ger Punkt ist für mich dabei unser 70-jähriges Gründungsju-
biläum des VHBB. 

Bezirksverbände und Fachbereichsräte
In den Bezirksverbänden waren aufgrund der pandemischen 
Lage keine Veranstaltungen verantwortbar. So mussten wir 
beispielsweise die Mitgliederversammlung des Bezirksver-
bandes Oberpfalz, zu der bereits eingeladen war, wieder ab-
sagen. Wir alle hoffen, dass sich die Lage im nächsten Jahr 
soweit entspannt, dass wir unser Verbandsleben wieder nor-
mal aufnehmen können. Die Fachbereichsräte haben, soweit 
es die die Situation erlaubte, ihre Aktivitäten fortgeführt. Über 
die jeweiligen Ergebnisse können Sie sich in den Berichten 
informieren.

Mein großer Dank gilt allen Mitgliedern der Bezirksvor-
stände und Fachbereichsräten für ihre dennoch wahrge-
nommene Arbeit während der Pandemiezeit.

Mitarbeit im BBB-Hauptvorstand
Die Sitzungen des BBB-Hauptvorstands wurden elektro-
nisch durchgeführt. Turnusgemäß fand am 22. / 23. Ap-
ril 2021 kein Hauptausschuss, sondern der 21. Delegierten-
tag des BBB statt – ebenfalls nicht in Präsenz, sondern für 
die Delegierten elektronisch. 

Der Delegiertentag bestätigte mit überwältigenden 
93,42 % der Stimmen im letzten Jahr per Briefwahl nachge-
wählten Vorsitzenden Rainer Nachtigall für eine nun voll-
ständige Amtszeit als Vorsitzenden des BBB. Als stellvertre-
tende Vorsitzende wurden Dagmar Bär, vom Bayerischen 
Philologenverband, Klaus Eckel von der Fachgewerkschaft 
der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten, Claudia Kammer-
meier vom Verband Bayerischer Rechtspfleger, Gerd Nitz-
schke vom Bayerischen Lehrer- und Lehrerinnenverband 
und Gerhard Wipijewski von der Bayerischen Finanzge-
werkschaft bestätigt. Ich selbst wurde wieder in den Haupt-
vorstand gewählt. 

Unser weiteres Mitglied Dr. Monika von Walter hat 
aus persönlichen Gründen auf eine erneute Kandidatur ver-
zichtet. Für ihre bisherige langjährige Mitarbeit im BBB-
Hauptvorstand für unseren Verband sei ihr an dieser Stelle 
sehr herzlich gedankt.

A m Anfang meines Berichtes habe ich leider die trau-
rige Pflicht, Sie über das Ableben einer hochge-

schätzten Persönlichkeit unseres Verbandes zu informieren. 
Die langjährige Bezirksvorsitzende von Niederbayern, Frau 
Regierungsdirektorin Elisabeth Freitag, ist plötzlich und un-
erwartet am 8. Januar 2021 verstorben. Als langjähriges und 
engagiertes Vorstandsmitglied hat sie die Geschicke un-
seres Verbandes entscheidend mitgestaltet und geprägt. Als 
Landesvorsitzender habe ich sehr gerne mit Elisabeth Frei-
tag zusammengearbeitet und ich habe sie persönlich als 
liebe Kollegin sehr geschätzt. Ihre engagierte und hilfsbe-
reite Art waren eine Bereicherung für unsere gemeinsame 
Arbeit.

Die Corona-Pandemie hat unser Land in diesem Jahr 
weiter im Griff gehabt. Die ab Ende 2020 immer stärker vor-
genommenen Kontakteinschränkungen durch staatliche 
Vorschriften zogen sich weit bis ins Frühjahr 2021 hin. Auch 
wenn in der Sommerzeit, wie zu erwarten war, die Zahlen 
deutlich zurückgegangen waren, erleben wir seit dem Herbst 
eine dramatische vierte Welle.

Meine Erkrankung mit dem Corona-Virus hat mich lei-
der sehr lange begleitet und zeitweise sehr eingeschränkt. 
Das führte auch zu Defiziten in der Kommunikation mit den 
Vorstandsmitgliedern und einzelnen um Beratung suchenden 
Mitgliedern. Hierfür bitte ich nochmals um Entschuldigung.

Meine persönliche Meinung zu dem – nicht nur von mir, 
sondern von vielen Seiten so bezeichneten – Politikversagen 
habe ich in meinem Vorwort schon dargestellt. Aber die Po-
litik ist nicht alleine schuld. Auch große Teile der Bevölkerung 
– natürlich eine Minderheit, aber insgesamt ein zu großer 
Anteil – gefallen sich zu lange und zu heftig in der Rolle der 
Corona-Leugner, aktiven Impfgegnern bis hin zu gewalttäti-
gen Widerständlern nicht nur gegen den Staat, sondern 
auch gegen impfende Ärzte. Und die Gesellschaft nimmt das 
schon zu lange einfach hin. Ich hoffe aufrichtig, dass unser 
Land zur Besinnung kommt. Die beiden Urteile des Bundes-
verfassungsgerichts zur Bundesnotbremse und den Schul-
schließungen kamen gerade noch zur rechten Zeit.

Leider konnte ich in diesem Jahr zu keiner Vorstands-
sitzung einladen. Zunächst war dies gesundheitsbedingt, 
lange Zeit konnte man aber auch keine Zusammenkunft we-
gen der Pandemie verantworten. Und für eine Videokonfe-
renz ist unser Vorstand meiner Meinung nach zu groß. Wir 
sollten dennoch eine Ergänzung unserer Satzung um die 
Durchführung von Gremiensitzungen auf elektronischem 
Wege in Erwägung ziehen und wenigstens diskutieren.

Bericht aus dem Vorstand

AUS DEM VORSTAND
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L iebe Fraktionen des Bayerischen Landtags,  
herzlichen Glückwunsch!

Sie haben es geschafft, einem großen Teil der Beamten-
schaft vor den Kopf zu stoßen, indem Sie die einzelnen Fach-
verbände – Mitgliedsverbände des großen Bayerischen Be-
amtenbundes (BBB)  – kurzerhand zu registrierungspflichti-
gen Lobbyisten erklären und unter die Knute des Lobbyre-
gistergesetzes zwingen.

Das Lobbyregistergesetz musste ja unbedingt und 
ganz schnell im Sommer 2021 noch vor der wichtigen 
Bundes tagswahl erlassen werden, um der geneigten Wäh-
lerschaft zu demonstrieren, wie sauber die Politik doch ist. 
Anlass hierfür gab es speziell im Zusammenhang mit der 
Coronakrise ja nun wirklich genug.

Doch gut gemeint ist häufig auch nicht gleichzeitig gut 
gemacht. Keine Verbändeanhörung, wie bei Gesetzesent-
würfen der Staatsregierung üblich – war es ja schließlich ein 
Entwurf aus dem Landtag selbst. Artikel 16 Bayerisches Be-
amtengesetz, der für die Beamtenschaft die seit Jahren be-
währte Verhandlung auf Augenhöhe mit der Politik fest-
schreibt, spielte keine Rolle. Der Gedanke, dass der BBB 
und seine Mitgliedsverbände legitime Beschäftigteninteres-
sen vertreten wie die formellen Tarifparteien auch, kam of-
fenbar auch Niemandem in den Sinn.

Als Ergebnis kam ein schlampiger Gesetzentwurf her-
aus, der trotz heftiger Kritik der Verbände noch vor der Ver-
abschiedung so durchgewunken wurde. Natürlich unter 

kräftiger Selbstbeweihräucherung. Der gröbste Fehler, die 
Nichtberücksichtigung des BBB und weiterer Beamtenspit-
zenverbände, soll nun vor der Weihnachtspause bereinigt 
werden. Peinlich, wenn ein verkündetes Gesetz noch vor 
dem Inkrafttreten erst einmal repariert werden muss.

Keine Spur von Einsicht gegenüber den Fachverbän-
den. Hauptsache, den Bürgerinnen und Bürgern wird Sau-
berkeit und Strenge gegenüber den bösen Lobbyisten vor-
gespielt. Und die Fachverbände – wir reden hier zum Teil von 
Verbänden mit einer niedrigen vierstelligen Mitgliederzahl 
oder auch weniger – zählen offenbar zu diesen bösen Lob-
byisten. Ihnen ist also grundsätzlich zu misstrauen.

Und sie müssen nun detaillierte Rechenschaft über ihre 
Finanzen, Mitgliederzahl, Personalkosten, Anzahl der Be-
schäftigten usw. ablegen. Weil die Fachverbände und deren 
Vertreter seit Jahrzehnten in ehrenamtlicher Tätigkeit mit ih-
ren Versammlungen, Petitionen und regelmäßigen Gesprä-
chen mit den Fraktionen den Austausch mit der Politik im 
Dienste der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes suchen, 
offenbar wirtschaftlich so leistungsfähig sind, dass von ihnen 
unverschämte Geldleistungen an die Abgeordneten fließen 
könnten.

ACH HALT! Das mit den unverschämten Zahlungen 
waren ja andere – und die hierin verstrickten Abgeordneten 
mussten von der Justiz mangels ordentlicher Gesetze erst 
kürzlich freigesprochen werden …

 Von Peter Meyer 

KOMMENTAR

MIT KANONEN AUF 
SPATZEN SCHIESSEN

Wahlen zu den Personalvertretungen
Ein herzliches Dankeschön gilt allen Kolleginnen und Kolle-
gen, die für die örtlichen und überörtlichen Personalvertre-
tungen kandidiert und sich engagiert haben. Unser Kollege 
Thomas Bauer, Vorsitzender des Personalrats bei der Re-
gierung von Oberbayern, wurde wiederum in den Personal-
rat und dort erneut zum Vorsitzenden gewählt. Frau Kollegin 
Dr. Monika von Walter wurde erstmals in den Hauptperso-
nalrat beim Staatsministerium für Wissenschaft und Kunst, 

Herr Kollege Norbert Knoblach wurde wieder erfolgreich in 
den Hauptpersonalrat beim Staatsministerium für Wohnen, 
Bau und Verkehr gewählt.

Für den Hauptpersonalrat beim Staatsministerium des 
Inneren hat der VHBB traditionell eine gemeinsame Liste mit 
der Deutschen Verwaltungsgewerkschaft (DVG) für die dort 
drei zu wählenden Sitze der Gruppe Beamte ohne Polizei 
aufgestellt. Leider kam kein VHBB-Kandidat zum Zuge.

KOMMENTAR
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Eisenbahnerstreik 2021
In einem Schreiben vom 5. September 2021 an den Bezirks-
vorsitzenden des Bezirks Bayern der Gewerkschaft Deut-
scher Lokführer (GDL), Uwe Böhm, und gleichzeitig an den 
Bundesvorsitzenden, Claus Weselsky, habe ich die GDL 
aufgefordert, den schon länger andauernden Streik zu been-
den, weitere Streikmaßnahmen zu unterlassen und unver-
züglich in Verhandlungen mit der DB wieder einzutreten. Das 
Grundrecht auf Koalitionsfreiheit und auch des Streikrechts 
nach Art 9 Abs. 3 des Grundgesetzes werde selbstverständ-
lich respektiert, auch wenn der VHBB eine Vertretung von 
nichtstreikberechtigten Beamtinnen und Beamten sei. Diese 
nähmen im Übrigen das Streikverbot nicht nur hin, sondern 
würden es ausdrücklich auch inhaltlich mittragen. Streiks im 
öffentlichen Dienst unterlägen nach unserer Auffassung ei-
nem besonderen Verhältnismäßigkeitsgebot. Vor diesem 
Hintergrund halte der VHBB mit seinen Mitgliedern den Ar-
beitskampf in der zwischenzeitlichen Form gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern für überzogen – eine Reaktion sei-
tens der GDL erfolgte leider nicht. Das Schreiben an die GDL 
finden Sie im vollständigen Wortlaut auf der Homepage des 
VHBB: www.vhbb.de.

Bayerisches Lobbyregistergesetz
Für heftige Irritationen bei den Beamtenverbänden hat der 
Bayerische Landesgesetzgeber mit dem Bayer. Lobbyregis-
tergesetz (BayLobbyRG) gesorgt. Im Gegensatz zu den 
Arbeit geber- und Arbeitnehmervertretungen, soweit sie ihre 
Funktion als Tarifpartner wahrnehmen, und somit von der 
Registrierungspflicht als Interessenvertretung befreit sind, 
wurden der BBB als Spitzenverband und dessen Mitglieds-
verbände schlichtweg vergessen und blieben vorerst unbe-
rücksichtigt. Damit greifen verschiedene Auskunftspflichten, 
u. a. auch zur Abgabe von Jahresabschlüssen oder Rechen-
schaftsberichten. Nach langwierigen Diskussionen und Ver-
handlungen haben die Landtagsfraktionen eingelenkt und 
beabsichtigen noch vor der Weihnachtspause mit der Auf-
nahme des BBB unter den Befreiungstatbestand eine Kor-
rektur des Gesetzes. Die Mitgliedsverbände des BBB blei-
ben leider weiterhin außen vor. Siehe meinen Kommentar auf 
Seite 4.

Ansprechpartner für unsere Mitglieder
Ein wichtiges Serviceangebot für unsere Mitglieder ist der 
mit der Mitgliedschaft verbundene Rechtschutz. Hier leistet 
unsere Geschäftsstelle eine große Aufgabe bei der Sortie-
rung und Weitervermittlung der Anfragen und Rechtschutz-
gesuche unserer Mitglieder an den Rechtsschutzträger, das 
Dienstleistungszentrum Süd des dbb beamtenbund und  
tarifunion. 

Unterhalb der Schwelle eines förmlichen Rechts-
schutzfalles erfolgt gerne auch ein vertrauliches Gespräch 
zwischen dem Rat suchenden Mitglied und mir. In manchen 
Fällen helfen da auch Erfahrungen und Kontakte aus meiner 
früheren Abgeordnetentätigkeit im Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes im Bayerischen Landtag.

Ausblick für das Jahr 2022
Am 29. November 2021 kam es zur Einigung in der Tarifrun-
de 2021 zum Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der 
Länder (TvL). Die beteiligten Länder und die Arbeitnehmer-
vertretungen vereinbarten (abgesehen von weiteren Rege-
lungen in den Pflegeberufen) in den wesentlichen Eckpunk-
ten eine Laufzeit von zwei Jahren und eine Gehalts steigerung 
von 2,8 % zum 1. Dezember 2022. Zusätzlich wurde eine 
einmalige steuer- und abgabenfreie „Corona-Sonderzahlung 
spätestens im März 2022 von 1.300 Euro ausgehandelt. 

Es bleibt natürlich abzuwarten, inwieweit dieser Ab-
schluss tatsächlich, in welchem Umfang genau und zu wel-
chem Zeitpunkt auf den Beamtenbereich übertragen wird. 
Die Politik hat diese Absicht schon geäußert und darf an 
dieser Stelle auf die seit mehreren Jahren von ihr betonte 
Selbstverständlichkeit der direkten Übertragung der Tarifer-
gebnisse auf die Beamtenbesoldung erinnert werden. Der 
BBB als unser Spitzenverband hat in seiner Petition an den 
Bayerischen Landtag zum Haushaltsgesetz 2022 diese 
Übertragung ebenfalls bereits angemahnt.

 Peter Meyer
 1. Vorsitzender 

AUS DEM VORSTAND
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W ährend vor wenigen Wochen 
die Corona-Pandemie als 

beendet erklärt werden sollte, Clubs 
wieder öffneten, Schnelltests nicht 
mehr kostenfrei angeboten wurden, 
schnellen die Corona-Inzidenzwerte in 
eine Höhe, wie wir sie bisher nicht er-
lebt hatten. Die ordnungsgemäße, ter-
min- und kostengerechte Abwicklung 
von Baustellen kann nur unter sehr er-
schwerten Bedingungen gewährleistet 
werden, Lieferketten sind teils abgeris-
sen, einzelne Baumaterialien sind 
kaum mehr erhältlich, Preise steigen 
spürbar. Und das in einer Zeit, in der 
die staatlichen Bauprojekte ungeahnte 
Rekordhöhen erreichen, die durch das 
vorhandene Personal nicht mehr sach-
gerecht abgewickelt werden können. 
Selbst zusätzliche Stellen nützen we-
nig, denn der Arbeitsmarkt ist hinsicht-
lich des erforderlichen Fachpersonals 
weitgehend leergefegt. In manchen 
Sparten ist die Konkurrenz derart groß, 
dass die öffentlichen Verwaltungen mit 
ihren Vergütungsangeboten nicht mehr 
Schritt halten können.

Im Bayerischen Staatsministeri-
um für Wohnen, Bau und Verkehr be-
fasste sich eine Task Force indessen 
im ablaufenden Jahr mit der Zukunft 
und einer Strukturreform des Staatli-
chen Hochbaus, eine Ministerratsvor-
lage wurde erarbeitet, wie zu hören 
war. Was dort drin steht, darüber in-
dessen wird standhaft geschwiegen, 
die Task Force wurde Anfang Novem-
ber auf gelöst.

Wir Techniker stehen in all den 
unterschiedlichen Sparten vor ganz 
großen Herausforderungen. Und wäh-
rend wir als Führungskräfte alle An-
strengungen unternehmen, den Laden 
am Laufen zu halten, prophezeien neu-
este Forschungsergebnisse die Gefahr 
eines deutlich sinkenden Wohlstands. 

Das Problem ist seit Langem abseh-
bar: Die geburtenstarken Jahrgänge 
Ende der 1950er und zu Beginn der 
1960er Jahre gehen nun zunehmend 
in den Ruhestand. Das Institut der 
deutschen Wirtschaft (IW) in Köln hat 
nun ausgerechnet, wie sich dies auf 
den Wohlstand im Land auswirkt und 
hat verschiedene Szenarien entwor-
fen. IW-Direktor Michael Hüter for-
dert von der neuen Bundesregierung, 
auf die Schrumpfung der arbeitenden 
Bevölkerung in geeigneter Weise zu re-
agieren. Bis zum Jahr 2035 wird es laut 
IW rund fünf Millionen Menschen weni-
ger im Erwerbsalter geben. Um dem 
Trend entgegen zu wirken, empfiehlt 
das Institut Investitionen in den Ausbau 
von Kitas und Schulen sowie lebens-
lange Weiterbildungsangebote. Die 
richtigen politischen Entscheidungen 
jedenfalls sind maßgeblich für den 
künftigen Wohlstand, so Hüter.

Im Zusammenhang mit der so-
eben zu Ende gegangenen Klima-
schutzkonferenz in Glasgow zeigen 
sich aber auch noch weitere Tätigkeits-
felder, die unsere Zukunft maßgeblich 
bestimmen. Zweifellos herausfordernd 
sind die erforderlichen Maßnahmen 
zum Klimaschutz, zu denen die tech-
nisch versierten Verwaltungen einen 
Beitrag werden leisten müssen. 

Frieder Vogelsgesang
Dipl.-Ing. Univ. Architekt

Vorsitzender Fachbereich Technik  

Technik 

Grenzwertig und  
herausfordernd

A m 21. Juli 2021 gab der Baye-
rische Ministerpräsident Dr. 

Markus Söder in einer Regierungs-
erklärung den Startschuss für ein um-
fassendes Klimakonzept. Fünf Hand-
lungsfelder sind hierin beschrieben, 
alle Ressorts werden in diese wichtige 
Zukunftsaufgabe eingebunden. 

Für das staatliche Bauen gilt künf-
tig: Wo es geht, wird Holz verbaut. Die 
Verwendung von Holz war bisher be-
reits ein wichtiges politisches Ziel, künf-
tig ist jedoch der Einsatz von Holz nicht 
nur zu prüfen, vielmehr sollen Holz- 
oder Holzhybridbauweisen im Rahmen 
der baulichen, technischen und konst-
ruktiven Anforderungen stringent ver-
folgt werden, Ausnahmen zugunsten 
anderer Bauweisen sind zu begründen. 

Ein weiteres Ziel ist es, Städte 
nachhaltig zu begrünen. An staatlichen 
Bauten sind künftig grundsätzlich kli-
mawirksame begrünte Gebäudehüllen 
zu realisieren. Auch der Bestand soll 
unter diesem Gesichtspunkt näher un-
tersucht werden. 

Am 15. November 2021 verab-
schiedete das Kabinett sodann im 
Rahmen der Haushaltsklausur ein neu 
gefasstes Klimaschutzgesetz, mit dem 
sich Bayern noch ambitioniertere 
Klima ziele vorgibt: Der Freistaat soll bis 
2040 klima neutral werden, die Staats-
regierung bis 2023. Bis zum Jahr 2030 
sollen außer dem 65 Prozent der Treib-
hausgas-Emissionen eingespart wer-
den. Um diese Ziele zu erreichen, wur-
de das bestehende Maßnahmenpaket 
noch einmal erweitert. Aktuell rund 125 
Maßnahmen – darunter rund 50 neue 
im Anschluss an die vorgenannte Re-
gierungserklärung des Ministerpräsi-
denten im Juli 2021 – sind danach in 
den folgenden fünf Aktionsfeldern vor-
gesehen.

Technik 

Klimaland Bayern 

AUS DEN FACHBEREICHEN
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Erneuerbare Energien und 
Stromversorgung 
Durch sparsame und effiziente Nut-
zung soll möglichst wenig Energie ver-
braucht und die Stromversorgung 
durch den Ersatz fossiler durch sau-
bere Energiequellen in ein mit mög-
lichst wenig CO2-Emissionen verbun-
denes System umgebaut werden. 
Neue Maßnahmen sind beispielsweise 
der Einsatz von Photovoltaik entlang 
von Auto bahnen, die Beschleunigung 
des Stromleitungsbaus, Agri-PV-Anla-
gen mit einem Pilot-projekt auf Staats-
gütern in Grub sowie die Errichtung 
von PV-Anlagen auf staatlichen Dä-
chern mit Bürgerbeteiligung. Außer-
dem wird eine neues Solar-Kataster 
eingeführt, um alle relevanten Dachflä-
chen in Bayern zu erfassen.

Natürliche CO2-Speicherung 
(Wald, Moore, Wasser)
Die Moore und Wälder sind wichtige  
CO2-Speicher. Wiedervernässung von 
Moor flächen oder Stärkung von Wäl-
dern durch Waldumbau sind Klima-
schutz vor Ort. Den staatlichen Flä-
chen kommt dabei eine Vorbildfunktion 
zu. Um den Hochwasserschutz vor Ort 
weiter zu verbessern, wird ein neuer 
Hochwasser-Check für Kommunen 
eingeführt. Im Bereich der Wasser-
versorgung soll ein neuer Wassercent  
eingeführt und die Umsetzung eines 
umfassenden Programms zur Wasser-
versorgung der Zukunft ausgestaltet 
werden.

Technik 

Klimaland Bayern 

Klimabauen und  
Klimaarchitektur
Bayern liegt bei der Holzbauquote be-
reits heute über dem Durchschnitt der 
Bundesrepublik. Klima-Architektur wie 
Urban Farming und Urban Gardening, 
also mehr Pflanzen an Fassaden und 
Dächern, sollen zukünftig die städti-
schen Hitzeinseln kühlen und Wasser 
speichern.

Smarte und nachhaltige Mobilität
Mobilität ist für ein Flächenland wie 
Bayern von zentraler Bedeutung. Dies 
ist eine unserer Stärken und immer 
wieder auch Herausforderung zu-
gleich. Elektromobilität, öffentlicher 
Verkehr, Schienen- und Radverkehr 
sollen dazu substanziell ausgebaut 
werden.

CleanTech, Klimaforschung  
und Green IT
Bayern soll zu einem der führenden 
Länder für grünen Wasserstoff wer-
den. Im Bereich CleanTech soll es ei-
nen erheblichen Ausbau der Wasser-
stoffnutzung als einen der alternativen 
Energieträger vor allem für Lkw und 
die Industrie geben. Dazu wird vor al-
lem die Forschung weiter ausgebaut. 
Neu vorgesehen sind außerdem bei-
spielsweise die Entwicklung einer Pi-
lotanlage zur Herstellung syntheti-
schen Kerosins, die Weiterentwicklung 
der Umweltforschungsstation Schnee-
fernerhaus und die Errichtung einer 
Indoor-Farm, die Entwicklung eines 

Exzellenzzentrums KI für Klimaschutz 
und das Bavarian Green Data Center.

Auch die staatlichen Unterstüt-
zungsmöglichkeiten für Kommunen 
werden noch einmal ausgebaut und in 
den Landkreisen insbesondere soge-
nannte Klima-Lotsen gefördert. Darü-
ber hinaus werden die bestehenden 
Regelungen für staatliche Zuwendun-
gen angepasst, um zu gewährleisten, 
dass die Klimaschutzziele auch bei 
staatlichen Förderprogrammen ausrei-
chend Berücksichtigung finden. Um 
die Fortschritte zu messen, wird ein 
neuer Koordinierungsstab Klimaschutz 
der Ministerien eingerichtet. Begleitend 
soll zukünftig der Bericht zu den Fort-
schritten jährlich erfolgen. Zur Finan-
zierung ist im bayerischen Haushalt 
2022 eine Klimamilliarde vorgesehen.

Viel Arbeit, die zur Umsetzung 
dieser ambitionierten Ziele auf die öf-
fentlichen Verwaltungen zukommen 
wird. Der Fachbereichsrat Technik im 
VHBB wird diesen Prozess aufmerk-
sam verfolgen. Wir freuen uns über 
Hinweise und kritische wie auch kon-
struktive Anregungen aus dem Kreise 
unserer Mitglieder. Klimaschutz ist ein 
Thema, das oberste Priorität besitzt 
und unser aller Engagement verdient. 

Frieder Vogelsgesang
Dipl.-Ing. Univ. Architekt

Vorsitzender Fachbereich Technik  
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Große Wertschätzung für die Ar-
beit der bayerischen Staats-

bauverwaltung: Beim Deutschen Ar-
chitekturpreis 2021 hat mit der neuen 
Flussmeisterstelle Deggendorf auch 
eine 2020 fertiggestellte Maßnahme 
des Staatlichen Bauamts Landshut 
eine Anerkennung erhalten. Der Ent-
wurf des Münchner Architekturbüros 
bogevischs buero bestach gegen 
enorme Konkurrenz. Insgesamt waren 
133 Projekte bei der Jury eingereicht 
worden.

Bauministerin Kerstin Schreyer 
gratulierte zur Anerkennung: „Die Bay-
erische Staatsbauverwaltung setzt auf 
modernes und klimaschonendes Bau-
en. Beim energetischen Standard ist 
es unser Anspruch, Vorbild zu sein. Der 
Neubau des Verwaltungsgebäudes 
übertrifft den gesetzlich vorgeschrie-
benen Standard hier deutlich. Darüber 
hinaus leistet der Neubau der Fluss-
meisterstelle einen wichtigen Beitrag 
für einen optimalen Hochwasserschutz 
in der Region. Herzlichen Glückwunsch 
zu dieser Anerkennung.“ Auch der 
Landshuter Behördenleiter Gerhard 
Kriegereit freute sich sehr: „Diese Prä-
mierung erfüllt uns mit Stolz, denn sie 
bestätigt die Qualität der Arbeit aller 
Beteiligten.“

Die drei zueinander versetzten 
Neubauten bilden gemeinsam einen 
Betriebshof, der alle Funktionen einer 
Flussmeisterstelle umfasst: ein drei-
geschossiges, 30 Meter langes Ver-
waltungsgebäude, eine 96 Meter lange 
Halle für Einsatzfahrzeuge mit Lager-
flächen für den Hochwassereinsatz 
und ein 105 Meter langes Werkstatt-
gebäude (Schlosserei, Dreherei, LKW-
Werkstatt, Schreinerei und Elektro-
werkstatt). Die Jury sah in ihrer Bewer-
tung trotz der unterschiedlichen Funkti-
onen der Bauwerke ein „ge stal ter isches 

einheitliches Ensemble ablesbar“ und 
urteilte: „Der dreifache Bauwerkshybrid 
verbindet Zweckdienlichkeit, Robust-
heit, Wirtschaftlichkeit und gestalteri-
sche Eleganz zu einem stimmigen 
Ganzen. Neben funktionaler Klarheit 
und Sorgfalt sowohl bei der Einfügung 
in die Umgebung als auch bei der Wahl 
der Baustoffe steht die Hausgruppe 
auch für energetisches Verantwor-
tungsbewusstsein.”

Insgesamt stehen 4.400 Quad-
ratmeter Nutzfläche zur Verfügung – 
mit modernster Technik: Das Verwal-
tungsgebäude wurde im Passivhaus-
standard errichtet. Die Beheizung er-
folgt über ein modernes Blockheiz-
kraftwerk. Elektrische Energie wird 
zudem über eine große Photovoltaik-
anlage gewonnen. Damit wird ein we-
sentlicher Beitrag zur Reduzierung des 
C02-Aus stoßes geleistet. 

Mit dem Deutschen Architektur-
preis zeichnen das Bundesministerium 
des Innern, für Bau und Heimat und die 
Bundesarchitektenkammer Bauten 
aus, die den öffentlichen Diskurs über 
Baukultur und Nachhaltigkeit in 
Deutschland befördern sollen. Gewür-
digt werden gestalterische und bau-
technisch konstruktive sowie ökologi-
sche, ökonomische, soziokulturelle 
und prozessuale Qualitäten des Bau-
ens. Weitere Bewertungskriterien sind 
zudem die städtebauliche Qualität und 
Einbindung in das räumliche Umfeld. 
Der Deutsche Architekturpreis wird 
seit 1971 verliehen. Der Staatspreis 
umfasst einen Hauptpreis sowie in der 
Regel fünf Auszeichnungen und fünf 
Anerkennungen.

Frieder Vogelsgesang
Dipl.-Ing. Univ. Architekt

Vorsitzender Fachbereich Technik  

Technik 

Deutscher Architekturpreis 2021

Wertschätzung für Staatliches Bauen

Die Flussmeisterstelle Deggendorf hat 
beim Deutschen Architekturpreis 2021 
eine Anerkennung erhalten.
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stellt einen abweichenden Antrag. 
Bayern hat diesen Antrag gestellt und 
die Zuständigkeit bei der Planfeststel-
lung für Bundesautobahnen behalten. 

Bayern wurde in den genannten 
Gesetzgebungsverfahren gehört und 
oft wurden viele Stunden, auch an Wo-
chenenden, dafür gekämpft, die baye-
rischen Interessen für unser Personal 
und für unsere Autobahnen einzubrin-
gen. Die formale Gründung der IGA 
erfolgte am 13. September 2018.

Die Startvorbereitung
Der Freistaat Bayern hat in den drei 
Jahren vor dem Start den Umbaupro-
zess von einer Autobahnverwaltung zu 
einer Autobahngesellschaft intensiv 
begleitet und unterstützt, mit dem Ziel, 
dem Bund eine gut funktionierende 
Organisation zu übergeben. Denn die 
Autobahnen in Bayern sind auch in Zu-
kunft einer der wichtigsten Verkehrs-
träger und bilden das Rückgrat unse-
rer Straßeninfrastruktur. 

Standorte
Die Autobahn GmbH des Bundes ist 
neben ihrem gesetzlich bestimmten 

Haftung im Eigentum des Bundes ge-
gründet. Damit wurde eine Privatisie-
rung der Infrastruktur und der IGA so-
gar nach dem Grundgesetz ausge-
schlossen. 

In den umfangreichen Begleitge-
setzen wurden die rechtlichen Rah-
menbedingungen für die IGA und die 
Transformationsphase konkretisiert – 
und nicht nur dafür, auch für das neu 
zu schaffende Fernstraßen-Bundes-
amt (FBA). 

Diese neue Oberbehörde im Ge-
schäftsbereich des Bundesministeri-
ums für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur (BMVI) wurde am 1. Oktober 2018 in 
Leipzig gegründet und hat derzeit drei 
Außenstellen in Bonn, Hannover und 
Gießen. Dem FBA obliegt ein Großteil 
der hoheitlichen Aufgaben, wie zum 
Beispiel die Widmung von Straßen 
oder Fragen zum Anbaurecht. Darüber 
hinaus wird es auch Anhörungs- und 
Planfeststellungsbehörde für Bundes-
autobahnen, es sei denn, ein Land 

Technik 

Autobahn GmbH des Bundes –  
das erste Jahr in Bayern

M it der Gründung der Autobahn 
GmbH des Bundes wurde 

eine Verwaltungsreform ins Leben ge-
rufen, wie es sie vergleichbar in den 
letzten Jahrzehnten in Deutschland 
noch nicht gegeben hat. Zum 1. Januar 
2021 nahm die Autobahn GmbH des 
Bundes in Bayern ihre Arbeit auf. 

Rückblick
Viele Jahrzehnte lang wurden die Auto-
bahnen im Rahmen der Bundesauf-
tragsverwaltung von den Ländern für 
den Bund geplant, gebaut und betrie-
ben. Mit dem Koalitionsvertrag 2013 
hat die damalige Bundesregierung ei-
nen Reformbedarf der Autobahnver-
waltung formuliert, der aus Sicht vieler 
Länder – wie dem Freistaat Bayern – 
nicht zwingend erforderlich gewesen 
wäre. Eine Verbesserung der Organi-
sation der Bundesauftragsverwaltung 
und eine Optimierung von Verwal-
tungsabläufen wären das Mittel der 
Wahl gewesen. Der Bund trieb jedoch 
die Errichtung einer Infrastrukturge-
sellschaft mit entsprechenden Einwir-
kungsmöglichkeiten des Bundes vor-
an. Bayern setzte sich intensiv dafür 
ein, die bewährte und erfolgreiche Ar-
beit der beiden Autobahndirektionen in 
der bekannten Form zu erhalten – lei-
der jedoch vergeblich.

In dem Anfang Juni 2017 be-
schlossenen Gesetzespaket zur Neu-
ordnung der Bund-Länder-Finanzbe-
ziehungen durch den Bundestag und 
Bundesrat war auch die Gründung der 
sog. Infrastrukturgesellschaft für Auto-
bahnen und andere Bundesfernstra-
ßen (IGA) enthalten. So wurde im 
Grund gesetz das unveräußerliche und 
vollständige Eigentum des Bundes am 
Netz verankert. Gemäß dem Infrastruk-
turgesellschaftserrichtungsgesetz (Infr-
GG) wurde die IGA in der Rechtsform 
einer Gesellschaft mit beschränkter 
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zender der Geschäftsführung der Au-
tobahn GmbH des Bundes, teil. 

Personal
Von der Autobahn GmbH des Bundes 
waren alle rund 2.300 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mit Autobahnaufgaben 
an den früheren Autobahndirektionen 
mit ihren Dienststellen und Autobahn-
meistereien unmittelbar betroffen. Zur 
Absicherung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wurden im InfrGG Garanti-
en zu Status, Arbeitsort und Arbeits-
platz verankert. Der Wechsel zur Auto-
bahn GmbH des Bundes oder zum 
FBA war freiwillig. 

Tarifbeschäftigte wechselten 
am 1. Januar 2021 im Wege des 
Betriebsübergangs zum neuen 
Arbeitgeber Autobahn GmbH 
des Bundes über, hatten jedoch 
eine Widerspruchsmöglichkeit. 

Unabhängig davon, ob ein Be-
schäftigter wechselbereit war oder 
nicht, erfolgt seine Verwendung grund-
sätzlich weiter am bisherigen Arbeitsort 
und Arbeitsplatz. Im Falle eines Wider-
spruchs wurde die Mitarbeiterin bzw. 
der Mitarbeiter im Rahmen eines Ge-
stellungsvertrags gestellt, was ca. 15 % 
der Tarifbeschäftigten genutzt haben. 

Beamtinnen und Beamte, die be-
reit waren, zum Bund zu wechseln, 
wurden zum Fernstraßen-Bundesamt 
versetzt und von dort der Autobahn 
GmbH des Bundes direkt zugewiesen. 
Für sie gelten fortan die beamtenrecht-
lichen Regelungen des Bundes. Die-
jenigen, die nicht wechselbereit waren 
– ca. 79 %, wurden vom Freistaat Bay-
ern der Autobahn GmbH des Bundes 
direkt zugewiesen. Hierzu wurde eben-
falls eine Zuweisungsvereinbarung er-
arbeitet. 

Für die gewechselten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter besteht ein ein-
jähriges Rückkehrrecht. Hier bleibt ab-
zuwarten, wie viele Kolleginnen und 
Kollegen wieder zum Freistaat Bayern 
zurückwechseln wollen.

Der Bund kann sich hierbei sehr 
glücklich schätzen, mit den früheren 
Autobahndirektionen eine so leistungs-
fähige und fachlich hoch kompetente 
bayerische Autobahnverwaltung über-
nehmen zu dürfen. 

Der Start
Am 1. Januar 2021 startete die Auto-
bahn GmbH des Bundes in Bayern mit 
der Arbeit; die offi zielle und feierliche 
Schlüsselübergabe der Autobahn di-
rek tionen an den Bund erfolgte am 
22. Februar 2021. An der digitalen Ver-
anstaltung nahmen Herr Bundesmi-
nister Scheuer, Frau Staatsministe-
rin Schreyer und Herr Krenz, Vorsit-

Alle Aufgaben und Änderungen waren 
nur machbar, weil alle Beteiligten an ei-
nem Strang gezogen haben. Insbe-
sondere mussten die Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter bei den früheren Auto-
bahndirektionen neben dem Alltags-
geschäft die gesamte Transformation 
bis hin zu den Schulungen neuer Sys-
teme stemmen. Ein gewaltiger Kraft-
akt, der sehr gut gemeistert wurde. 

Sitz in Berlin mit zehn regionalen Nie-
derlassungen und 41 dauerhaften Au-
ßenstellen fl ächendeckend im gesam-
ten Bundesgebiet vertreten.

So wurde aus der Autobahndi-
rektion Nordbayern die Niederlassung 
Nordbayern in Nürnberg und aus der 
Autobahndirektion Südbayern die Nie-
derlassung Südbayern in München. 
Die Außenstellen der Niederlassung 
Nordbayern sind in Bayreuth, Fürth und 
Würzburg; die Außenstellen der Nie-
derlassung Südbayern sind in Deggen-
dorf, Kempten, Maisach und Regens-
burg. Hinzu kommen natürlich alle 
Standorte des Betriebsdienstes. 

Die künftigen Netzzuständigkei-
ten entsprechen im Wesentlichen 
der bisherigen Zuständigkeit; die 
Niederlassungen Nordbayern und 
Südbayern haben sogar weitere Au-
tobahnabschnitte anderer Bundes-
länder übertragen bekommen (A 7 
und A 96 von Baden-Württemberg, 
A 72 von Sachsen). Und zusätzlich 
noch drei weitere Autobahnmeisterei-
en: Plauen, Wangen und Heidenheim. 

Eine der wesentlichen bayeri-
schen Kernforderungen, das die 
Standorte und Strukturen weitestge-
hend bestehen bleiben, wurde somit 
erfüllt.

Transformationsprozess
Der umfangreiche Transformations-
prozess vor dem Start beinhaltete eine 
Vielzahl von Themenbereichen, ange-
fangen von Fragestellungen zum Per-
sonalübergang, der IT-Struktur, dem 
Herausfi ltern gegenseitiger Unterstüt-
zungsbereiche und der Aus- und Fort-
bildung, um ein paar Beispiele zu nen-
nen. Aber auch eine Vielzahl von Vor-
schriften und Gesetze mussten ange-
passt werden. 

Umfangreiche Transformations-
prozesse erforderten und erfordern im-
mer noch umfangreiche Abstimmun-
gen und zahlreiche Vereinbarungen. 

Absicherung der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter wurden im InfrGG Garanti-
en zu Status, Arbeitsort und Arbeits-
platz verankert. Der Wechsel zur Auto-
bahn GmbH des Bundes oder zum 
FBA war freiwillig. 

am 1. Januar 2021 im Wege des 

Unabhängig davon, ob ein Be-
schäftigter wechselbereit war oder 
nicht, erfolgt seine Verwendung grund-
sätzlich weiter am bisherigen Arbeitsort 
und Arbeitsplatz. Im Falle eines Wider-
spruchs wurde die Mitarbeiterin bzw. 
der Mitarbeiter im Rahmen eines Ge-
stellungsvertrags gestellt, was ca. 15 % 
der Tarifbeschäftigten genutzt haben. 

Die Außenstellen der Niederlassung 
Nordbayern sind in Bayreuth, Fürth und 
Würzburg; die Außenstellen der Nie-
derlassung Südbayern sind in Deggen-
dorf, Kempten, Maisach und Regens-
burg. Hinzu kommen natürlich alle 

Die künftigen Netzzuständigkei-

länder übertragen bekommen (A 7 
und A 96 von Baden-Württemberg, 
A 72 von Sachsen). Und zusätzlich 
noch drei weitere Autobahnmeisterei-
en: Plauen, Wangen und Heidenheim. 

Eine der wesentlichen bayeri-
schen Kernforderungen, das die 
Standorte und Strukturen weitestge-

Abb. 1: Niederlassungen und 
Außenstellen in Deutschland
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touren. Die Mittelausstattung in 2021 
war ausreichend bemessen, so dass 
die Planungen und Baustellen auf dem 
bisherigen hohen Niveau weitergeführt 
werden konnten. 

Drei Großprojekte an Bundes-
straßen – die Ortsumgehung Oberau 
(B 2), die Grundwasserwanne Ohu bei 
Landshut (B 15neu) und der Tunnel Au-
erberg bei Eschenlohe (B 2) – sind in 
Bau. Die von der Autobahndirektion 
Südbayern begonnen Maßnahmen 
werden durch die Niederlassung Süd-
bayern für die Staatlichen Bauämter 
Weilheim und Landshut in den kom-
menden Jahren fertiggestellt. Auch 
hierfür wurden zwischen den Staatli-
chen Bauämtern und der Autobahn 
GmbH des Bundes Vereinbarungen 
geschlossen.

Weitere gegenseitige Unterstüt-
zungsleistungen
Die vielen Leistungen der Zentralstel-
len der Landesbaudirektion (u. a. Stra-
ßeninformationsdatenbank, Straßen-
verkehrszählung) stehen der Autobahn 
GmbH des Bundes für die nächsten 
drei Jahre ebenfalls zur Verfügung. 
Und im Bereich Großraum- und 
Schwer transport können bewährte Ar-
beitsvorgänge zunächst auf drei Jahre 
beibehalten werden. 

Immobilien
Die Immobilien an allen Standorten 
wurden mietweise befristet der Auto-
bahn GmbH zur Verfügung gestellt. Die 

ren auch die jeweils dazugehörigen 
Daten zu migrieren. Dies hatte zur Fol-
ge, dass alle verfügbaren Daten aus 
den bisherigen Programmen in die 
neue Umgebung übertragen werden 
mussten. Hinzu kam, dass aufgrund 
der heterogenen Altsysteme ein erheb-
licher händischer Arbeitsaufwand bei 
allen Beteiligten der damaligen Auto-
bahndirektionen erforderlich war. 

Betrieb und Verkehr
Der Betriebsdienst und insbesondere 
der Winterdienst haben zum Tag 1 wie 
gewohnt sehr gut funktioniert. Durch 
geschlossene Kooperationsvereinba-
rungen konnte der Betriebsdienst in 
den Mischmeistereien, die sowohl für 
Autobahnen als auch für Bundesstra-
ßen zuständig sind, ebenfalls ohne Än-
derung fortgeführt werden. 

Die Überwachung der Bundes- 
und Staatsstraßentunnels sowie tele-
matischer Anlagen der Staatlichen 
Bauämter wird zunächst weiterhin von 
der Verkehrs- und Betriebszentrale in 
Freimann der Autobahn GmbH des 
Bundes übernommen. Hierzu wurde 
eine Kooperationsvereinbarung mit ei-
ner Laufzeit von 10 Jahren geschlos-
sen.

Planung und Bau
Die zahlreichen Planungs- und Bau-
projekte an Autobahnen sind überge-
gangen und laufen weiterhin auf Hoch-

Daneben werden die bewährten 
Strukturen in der Aus- und Fortbildung 
in den nächsten drei Jahren fortgeführt. 
Dabei kann der wichtige Austausch un-
tereinander fortbestehen und das Ver-
ständnis für beide Seiten gefördert 
werden. Es wäre hierbei wünschens-
wert, wenn ein gegenseitiger Aus-
tausch langfristig von statten kommen 
könnte. Daneben wurde gesichert, 
dass die Ausbildung zur Straßenwärte-
rin bzw. zum Straßenwärter bei den frü-
heren Autobahndirektionen für die Jah-
re 2018 bis 2020 zunächst weiter durch 
das überbetriebliche Ausbildungszent-
rum Gerolzhofen übernommen wird.  

IT
Bei der IT der Autobahn GmbH des 
Bundes lief es zu Beginn etwas holprig, 
was bei so einer großen Reform ver-
ständlich ist. Die Startschwierigkeiten 
sollten sich bald legen und der Frei-
staat unterstützte bzw. unterstützt, so-
weit es ihm möglich war und ist. Durch 
die Kooperationsvereinbarung im Be-
reich IT können die Kolleginnen und 
Kollegen der Autobahn GmbH des 
Bundes weiterhin übergangsweise für 
die nächsten drei Jahre die IT-Land-
schaft des Freistaats und die Fachan-
wendungen nutzen. So war das Funk-
tionieren von E-Mail, Telefon und Co. 
zum Start der Autobahn GmbH des 
Bundes gesichert. Dadurch konnten 
alle in der bisher gewohnten IT-Umge-
bung weiterarbeiten. 

Da die Autobahn GmbH des 
Bundes neu ins Leben gerufen wurde, 
heißt es für die Autobahn GmbH des 
Bundes, die IT-Landschaft neu einzu-
richten. Dabei werden nicht mehr hun-
derte Altsysteme aus 16 Bundeslän-
dern genutzt, sondern das Enterprise 
Resource Planning System (ERP-Sys-
tem) wurde aufgebaut und eingeführt, 
mit mannigfaltigen Schnittstellen zu 
vorhandenen Fachprogrammen. 

Neben dem Übergang des Per-
sonals, der Projekte, der Sach- und 
Be triebsmittel sowie aller Verträge wa-

Abb. 2: Struktur der Straßen bau
„verwaltung“ in Bayern seit  
1. Januar 2021
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Gemeinde-Allianz Hofheimer 
Land erhält Europäischen 
Dorferneuerungspreis

D ie Gemeinden in Bayern stehen 
zunehmend vor großen Heraus-

forderungen. Eine zielgerechte Innen-
entwicklung bei leerfallender Bausub-
stanz in den Ortschaften und die Ver-
meidung von Zersiedlung, die Stär-
kung der Ortskerne hinsichtlich der 
Versorgungsfunktion, generationenge-
rechte Mobilitätsangebote, der Erhalt 
gemeinschaftlicher und kultureller Ein-
richtungen, aber auch der Erhalt der 
Land- und Forstwirtschaft sowie der 
Kulturlandschaft unter Berücksichti-
gung von Natur- und Wasserschutz 
sind dabei nur einige Aspekte mit de-
nen sich die Gemeinden auseinander-
setzen müssen. Aufgrund der be-
grenzten finanziellen, aber auch perso-
nellen Kapazitäten sind dabei vor allem 
im ländlichen Raum die Gemeinden 
nicht mehr in der Lage diese Aufga-
benstellungen alleine zu bewältigen. 
Viele Gemeinden haben erkannt, dass 
sie deshalb viele ihrer Probleme ge-
meinsam mit anderen Gemeinden 
besser und ressourcensparender lö-
sen können, ohne ihre eigene Identität 
aufgeben zu müssen.

Die Ämter für Ländliche Entwick-
lung unterstützen dabei die Gemein-
den mit der Integrierten Ländlichen 
Entwicklung: Sie fördern die Erstellung 
des Integrierten Ländlichen Entwick-
lungskonzeptes, in dem die gemein-
samen Zielvorstellungen sowie die 
notwendigen Maßnahmen für deren 
Realisierung aufgezeigt werden. Die 
Verwirklichung der Maßnahmen er-
folgt auf der Grundlage dieses Kon-
zeptes unter anderem durch den ge-
zielten Einsatz der bewährten Instru-

Niederlassung Südbayern hat ihre frü-
heren Büroräume von der Infanterie-
straße in München in die Seidlstraße 
mit einer zusätzlichen Anmietung ver-
legt. Für die Außenstelle Kempten gibt 
es einen neuen Standort, für den am 
19. Juli 2021 der Spatenstich erfolgte. 
Auch für die Außenstelle Bayreuth wird 
ein neuer Standort gesucht. 

Erste Erkenntnisse
Die größte Verwaltungsreform der 
Nachkriegszeit wurde von der Auto-
bahn GmbH des Bundes mit großer 
Unterstützung durch die Länder mit 
Hochdruck in kürzester Zeit gestaltet. 
Der Schlüssel zum Gelingen war in 
Bayern die vorhandene ausgezeichne-
te Autobahnverwaltung, der Erhalt der 
Strukturen und die vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit mit dem Personal.

Dass Transformationsprozesse 
auch Startschwierigkeiten in den ein 
oder anderen Bereichen mit sich brin-
gen und viele neue Abläufe und neue 
Zuständigkeiten zunächst erlernt wer-
den mussten und müssen, ist selbst-
verständlich. Hierbei hat sich gezeigt, 
dass ein guter und intensiver Aus-
tausch untereinander und ein gegen-
seitiges Verständnis füreinander, uner-
lässlich sind. Die bisherige enge Zu-
sammenarbeit soll auf allen Ebenen in 
diversen Austauschformaten fortge-
führt werden. 

Die vom Bund gewollte komplet-
te Trennung der Verwaltung der Auto-
bahnen von den Bundes- und Staats-
straßen war in der Kürze der Zeit nicht 
vollständig möglich. Daher wurden 
zahlreiche Kooperationsvereinbarun-
gen zwischen dem StMB und der Au-
tobahn GmbH des Bundes geschlos-
sen. In der Zwischenzeit soll die Auto-
bahn GmbH des Bundes bzw. der 
Freistaat eigene Strukturen aufbauen, 
um eine weitere Entflechtung herbeizu-
führen. Diese Kooperationsvereinba-
rungen werden jetzt weiter mit Leben 
gefüllt. Es werden immer wieder De-
tailfragen auftreten, die es zu lösen gilt. 
Dabei gilt es zu beachten, dass die 

Leistungen des Freistaats Bayern für 
die Autobahn GmbH des Bundes und 
umgekehrt natürlich gegenseitig ver-
gütet werden müssen. 

Der in seiner Gesamtschau im 
Wesentlichen positive Start ist vor al-
lem der Tatsache zu verdanken, dass 
die bisherigen Strukturen der Auto-
bahndirektionen in Bayern nahezu un-
verändert in den Niederlassungen fort-
geführt werden können. In der Regel 
sind weiterhin dieselben äußerst enga-
gierten Ansprechpartnerinnen und An-
sprechpartner der bisherigen Auto-
bahndirektionen zuständig. Damit 
kann ein Wissensverlust, so wie es in 
den meisten anderen Ländern durch 
völlig neue, länderübergreifende Struk-
turen der Fall ist, vermieden werden. 

Ausblick
Bei so einer enormen Reform bleibt oft 
kein Stein auf dem anderen: neuer Ar-
beitgeber, neue Abläufe, neue IT-
Strukturen, zig Schulungen und Fort-
bildungen, neue Strukturen und, und, 
und… und nebenbei ist das ohnehin 
sehr anspruchsvolle Alltagsgeschäft 
im Investitionshochlauf vom Personal 
auch noch zu bewältigen.

Die Konsolidierungsphase inner-
halb der Autobahn GmbH des Bundes 
wird noch Jahre dauern, immer mit 
dem Ziel, die Auswirkungen auf die 
Verkehrsteilnehmer und Vertragspart-
ner zu minimieren. Wie die deutschen 
Autobahnen in zehn Jahren geplant, 
gebaut und betrieben werden, bleibt 
interessant zu beobachten.

Ltd. Ministerialrätin
Dipl.-Ing. Angela Roßmann

Referatsleiterin 44 Bundesautobahnen
Bayerisches Staatsministerium für

Wohnen, Bau und Verkehr 
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mente Dorferneuerung und Flurneu-
ordnung sowie durch die finanzielle 
Unterstützung eines Umsetzungsma-
nagements. Neben der finanziellen 
Unterstützung spielt damit auch das 
Einbringen von Fachwissen von Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern der Ver-
waltung für Länd liche Entwicklung 
eine wesentliche Rolle.

Die Bedeutung der Unterstüt-
zung von Gemeinden durch die Integ-
rierte Ländliche Entwicklung ist dabei 
stetig zunehmend. Inzwischen bear-
beitet die Ländliche Entwicklung 114 
Projekte, in denen sich über 900 Ge-
meinden in Bayern zusammengefun-
den haben.

Besonders erfolgreich zeigt sich 
dieses Programm der Verwaltung für 
Ländliche Entwicklung in der Gemein-
de-Allianz Hofheimer Land e. V.. Die 
Allianz, bestehend aus den Kommunen 
Aidhausen, Bundorf, Burgpreppach, 
Ermershausen, Hofheim in  Unterfran-
ken, Marolds weisach und Riedbach 
mit ihren 53 Ortsteilen, liegt im Land-
kreis Haßberge im strukturschwachen 

Dorfgemeinschaftshäusern als Zentren 
des kulturellen Lebens in den Ort-
schaften, aber auch die Einrichtung 
von gemeinschaftlich getragenen so-
wie privaten Dorfläden. Nach zahlrei-
chen Auszeichnungen auf Landes- und 
Bundesebene wurden die gemeinsa-
men Erfolge der Gemeinde-Allianz 
Hofheimer Land e. V. durch den Ge-
winn des Europäischen Dorferneue-
rungspreises 2020, einem der interna-
tional bedeutendsten Auszeichnungen 
im Bereich der Gemeindeentwicklung, 
gekrönt. Besonders stolz sind die 
Kommunen, aber auch die staatlichen 
Verwaltungen, dass damit zum ersten 
Mal in der 30-jährigen Historie der 
Preisverleihung ein Zusammenschluss 
von mehreren Gemeinden diesen Preis 
gewonnen hat. Diese Preisverleihung 
hat viel Aufsehen erregt und als Folge 
dieser Aufmerksamkeit erhält die Alli-
anz zahlreiche Anfragen von Funk und 
Fernsehen ebenso wie von interessier-
ten Besuchergruppen.

Die zunehmende Bedeutung der 
Integrierten Ländlichen Entwicklung 
spiegelt sich in der Neufassung der 
Geschäftsordnung der Verwaltung für 
Ländliche Entwicklung wider, die am 
1.Februar 2021 in Kraft trat. Die neue 
Geschäftsordnung eröffnet den einzel-
nen Ämtern für Ländliche Entwicklung 
bis zu zwei Sachgebiete zu installieren, 
in denen schwerpunktmäßig die Integ-
rierte Ländliche Entwicklung bearbei-
tet wird. Konsequent wurden darüber 
hinaus der staatlichen Verwaltung trotz 
Zeiten der Personalknappheit für diese 
wichtige Aufgabe insgesamt fünf neue 
Planstellen zur Verfügung gestellt.

Otto Waldmann
Mitglied im Fachbereich Technik 

Grenzgebiet zu Thüringen. Zahlreiche 
Gebäudeleerstände, der Wegfall von 
sozialen Infrastruktureinrichtungen, 
fehlende Ein richtungen der Nahversor-
gung, der auch aufgrund des Klima-
wandels notwendige Waldumbau und 
der Schutz der Kultur- und Naturland-
schaft waren nur einige der Probleme, 
deren sich die Gemeinden mit staatli-
cher Unterstützung intensiv angenom-
men haben. Bundesweite Beachtung 
fand dabei die Reaktivierung von über 
340 Leerständen durch hochwertige 
Sanierungen und damit die Einsparung 
von Neubaugebieten in einer Größen-
ordnung von 45 Hektar Fläche. Auch 
die staatlichen Verwaltungen leisteten 
erhebliche Beiträge: Dutzende Maß-
nahmen in fast 40 Ortsteilen wurden in 
umfassenden und einfachen Dorfer-
neuerungen, aber auch die Städte-
bauförderung und durch LEADER-Pro-
jekte durch finanzielle Förderung und 
Know-how von Fachleuten unterstützt 
und trugen damit wesentlich zur Stei-
gerung der Attraktivität und Lebens-
qualität in den Ortschaften bei. Beson-
ders hervorzuheben sind dabei die Er-
haltung bzw. die Revitalisierung von 
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Safety First 
Den Studierenden ist ein sicherer Ar-
beitsplatz in einem langfristigen Ar-
beitsverhältnis wichtig. Das bietet der 
Öffentliche Dienst in der Wahrneh-
mung der Studierenden. Allerdings se-
hen sie eine gute und leistungsgerech-
te Bezahlung überwiegend als nicht 
gegeben an. Abbildung 1.

Flexibles und mobiles Arbeiten: 
Ein fester Arbeitsort mit fl exiblen Ar-
beitszeiten im Sinne von Vertrauensar-
beitszeit oder Gleitzeit zur Gewährleis-
tung einer ausgewogenen Work-Life 
Balance wird in der Öffentlichen Ver-
waltung erreicht. Beim mobilen Arbei-
ten besteht aus Sicht der Studierenden 
Nachholbedarf. Allerdings kann ange-
nommen werden, dass der Entwick-
lungsdruck der Corona-Pandemie in 
diesem Bereich zu Verbesserungen 
geführt hat. Ob diese Entwicklungen 
langfristiger Natur sind, bleibt abzu-
warten. Abbildung 2.

Berufl iche Entwicklung 
Die Studierenden legen Wert auf in-
dividuelle Weiterbildungsmaßnahmen, 
was jedoch in Ihrer Wahrnehmung 
nicht ausreichend berücksichtigt wird. 
Abbildung 3.

sowie in der Informatik. Lediglich 32 bis 
39 Prozent der befragten streben hier 
eine Tätigkeit im Öffentlichen Dienst 
an. Das ist ein alarmierendes Signal, 
da insbesondere in diesen Bereichen 
Nachwuchskräfte dringend gebraucht 
werden. Es gilt den digitalen Wandel 
aktiv zu gestalten. Die Transformation 
unserer gebauten Umwelt sowie der 
Mobilität der Zukunft werden auf den 
Rahmenbedingungen basieren, die wir 
heute in unserer Verwaltungstätigkeit 
schaffen. Das Gelingen dieser tiefgrei-
fenden Veränderungsprozesse ist auf 
qualifi zierte Fachkräfte dringend ange-
wiesen. Diese sehen ihre Zukunft aller-
dings vor allem in der Privatwirtschaft. 
Der Öffentliche Dienst kann bei diesen 
Berufsgruppen zwar mit Arbeitsplatz-
sicherheit punkten, aber die Gemein-
wohlorientierung sowie die Aussicht 
auf eine Führungsposition spielen kei-
ne große Rolle bei der Wahl des Arbeit-
gebers. Durchweg als wichtig wird die 
IT-Ausstattung des Arbeitgebers be-
wertet. Insbesondere bei den Informa-
tikern ist sie essenziell. Alle Berufs-
gruppen erwarten von ihrem zukünfti-
gen Arbeitgeber die Bereitschaft, ge-
meinsam kreative und pragmatische 
Lösungen für Problemstellungen zu 
entwickeln.

Technik 

Generation Y und Z im Öffentlichen Dienst

S ie sind Geraration Y und für den 
Arbeitsmarkt gar nicht geeignet. 

Dieser Satz, den mir meine damalige 
Chefi n unvermittelt entgegenraunte, 
hallte bei mir lange nach und hat mich 
einige Zeit lang verunsichert zurückge-
lassen. Schließlich hatte ich schon eini-
ge Jahre gearbeitet und erfolgreich 
Projekt- und Führungsverantwortung 
übernommen. Ich hatte mich selbst nie 
als Generation Y identifi ziert. Generati-
on Y ein Begriff aus der Generationen-
forschung beschreibt die Personen-
gruppe der zwischen 1981 und 1996 
geborenen. Hierauf folgt mit der Gene-
ration Z die Kohorte der Geburtenjahr-
gänge von 1997 bis 2012. Das Ge-
spräch ist nun ein Paar Jahre her und 
lag vor meinem Einstieg in die Staats-
bauverwaltung. Die Aussage spiegelt 
aber die noch immer verbreitete Unsi-
cherheit und Ratlosigkeit im Umgang 
mit jüngeren Kolleginnen und Kollegen 
wieder, die uns auch noch heute be-
gegnet. Insbesondere in der Personal-
gewinnung und -Entwicklung müssen 
wir uns heute mehr denn je fragen, wie 
wir individualisierten Lebensentwürfen 
und ihren Auswirkungen auf die Ar-
beitswelt gerecht werden können, um 
auch zukünftig im Wettbewerb um die 
klügsten Köpfe zu bestehen. Ein tref-
fendes Schlaglicht hierzu gibt die 2019 
erschienene Studie Nachwuchsbaro-
meter Öffentlicher Dienst, in der Stu-
dierende der Generation Y und Z aus 
acht relevanten Studiengängen zur At-
traktivität des Öffentlichen Dienstes 
mit Blick auf die Wahl ihres zukünftigen 
Arbeitgebers befragt wurden.

Insgesamt lässt sich in den be-
trachteten Studiengängen eine positi-
ve Bewertung des Öffentlichen Diens-
tes als attraktiver Arbeitgeber feststel-
len. Allerdings ergibt sich ein differen-
ziertes Bild im Ingenieurwesen, bei den 
Natur- und Wirtschaftswissenschaften 
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Sicherer Arbeitsplatz

Gute Leistungsgerechte Bezahlung

Langfristiges Arbeitsverhältnis

Hohes Einstiegsgehalt

Schnelle Gehaltssteigerung

Ist den Studierenden...

  wichtig   hoch

Erfüllungsgrad des Öffenlichen Dienstes

  mittel   niedrig  sehr wichtig
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Der Öffentliche Dienst ist weiterhin der Arbeitgeber, 

der mit einem sicheren Arbeitsplatz punktet. Der 

Großteil der Befragten gibt  an, dass ihnen ein si-

cherer Arbeitsplatz wichtig oder sehr wichtig ist und 

sieht dies im Öffentlichen Dienst zu zwei Dritteln er-

füllt. Gleiches gilt auch für das langfristige Arbeitsver-

hältnis. Deutlich gravierender fällt die Bewertung des 

Öffentlichen Dienstes hinsichtlich seiner finanziellen 

Rahmenbedingungen aus. Ein hohes Einstiegsgehalt 

ist zwar zwei Drittel der Befragten wichtig oder sehr 

wichtig, doch sehen sie dies im Öffentlichen Dienst 

kaum erfüllt. Betrachtet man klassische Einstiegs-

stellen im  Öffentlichen Dienst, welche von Studieren-

den besetzt werden, entsprechen diese zumeist A9 

oder A10 des Tarifvertrags (2800€ brutto/pro Monat). 

Hier gilt es in Erfahrung zu bringen, ob dieses Gehalt 

tatsächlich als zu gering wahrgenommen wird, oder 

ob es ein mangelndes Bewusstsein für die tatsächli-

che Vergütung gibt.

jungen, motivierten Personals dar. Durch die Kombi-

nation einer praktischen Ausbildung in einem Betrieb 

mit einem Studium an einer Hochschule erwerben 

Studierende eine wissenschaftliche Qualifikation 

und fundierte Praxiserfahrung. Der Arbeitgeber ge-

winnt qualifizierte Nachwuchskräfte, die direkt an 

das Unternehmen gebunden sind und bereitet diese 

durch Bekanntmachen mit betrieblichen Abläufen 

gezielt und in verhältnismäßig kurzer Zeit auf ver-

antwortungsvolle Tätigkeiten im Unternehmen vor.

Die Bindungsdauer der dualen Absolventen ist dabei 

signifikant höher als die übliche Verweildauer neu 

eingestellten Personals. Dieses Instrument, das auf 

eine frühe gestärkte persönliche Kommunikation 

zwischen Arbeitgeber und Nachwuchsfachkräften 

abzielt, erreicht regelmäßig deutlich höhere Werte in 

Bezug auf Personalbindung und Erfolgsbewertung 

als herkömmliche Rekrutierungsstrategien.

Safety First

GASTBEITRAG: Hessisches Ministerium der Finanzen

Abbildung 1: Safety First 



Agilität 
Das gemeinsame Arbeiten in fl exiblen 
Teams sowie individualisierte Arbeits-
prozesse sind für die Generation Y und 
Z wichtig. Abwechslungsreiche und 
herausfordernde Tätigkeiten werden 
angestrebt. Das trauen die Studieren-
den dem Öffentlichen Dienst in der 
Mehrheit nicht zu. Abbildung 4.

Moderner IT-Arbeitsplatz 
Die Bereitstellung notwendiger Res-
sourcen wie Software, Personal oder 
Budget sowie insbesondere einer mo-
dernen IT-Ausstattung ist essenziell, 
wird aber von den meisten Umfrage-
teilnehmern als nicht erfüllt angesehen. 
Abbildung 5.

Bewerbungsprozess 
Die Bewerbung ist die erste Hürde vor 
dem Berufseinstieg und damit in der 
Wahl des Arbeitsgebers ein entschei-
dender Meilenstein. Die Generationen 
Y und Z stellen hier besondere Anforde-
rungen an den Ablauf und die Ausge-
staltung des Prozesses. Resultierend 
aus Ihren Erfahrungen der ständigen 
unmittelbaren Verfügbarkeit von Infor-
mation und kurzfristiger Kommunikati-
on verlangen sie auch vom Öffen tlichen 
Auftraggeber eine schnelle und Ver-
bindliche Reaktion in der allgemeinen 
Kommunikation. Abbildung 6. Die Stu-
dierenden erwarten eine individualisier-
te Ansprache von ihrem zukünftigen 
Arbeitgeber. Sie wollen in ihrem Per-
sönlichkeitsprofi l als einzigartig wahr-
genommen werden. Fort- und Wei ter-
bildung spielen auch nach dem Ab-
schluss eine entscheidende Rolle in der 
Karriereplanung der Generationen Y 
und Z. Es wird viel Zeit und oft auch 
Geld in die eigene Entwicklung in-
vestiert. Diese individuellen Anstren-
gungen wollen gewürdigt werden. Die 
zunehmende Individualisierung der 
Karrierewege muss sich auch im Be-
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Einem Großteil der Studierenden ist eine flexible Aus-

gestaltung der Arbeitszeit im Sinne von Vertrauens-

arbeitszeit oder Gleitzeit sehr wichtig. Dabei sieht 

dies ein Drittel im Öffentlichen Dienst als hoch erfüllt 

an, während jeder Fünfte dem widersprechen würde. 

Weiterhin zeigt sich, dass knapp der Hälfte der Be-

fragten eine gute Work-Life-Balance sehr wichtig ist 

ebenso Optionen wie Teilzeitbeschäftigung, Sabbati-

cals oder Arbeitszeitkonten. Auch das Angebot mobi-

len Arbeitens wird für Behörden zunehmend wichti-

ger. So schätzt jeder Vierte mobiles Arbeiten als sehr 

wichtig ein. Bemerkenswert ist dabei, dass nur jeder 

Siebte diesen Aspekt als in der Verwaltung hoch um-

gesetzt ansieht. Darüber hinaus ist einem Drittel der 

Studierenden ein fester Arbeitsort wichtig, ohne dass 

sie mit einer Versetzung rechnen oder lange Dienst-

reisen befürchten müssen. Mehr als 40 % sehen dies 

im Öffentlichen Dienst erfüllt.

Flexibles & mobiles Arbeiten

Fester Arbeitsort

Internationales Arbeitsumfeld

Flexible Arbeitszeitgestaltung

Work-Life-Balance

Mobiles Arbeiten (Home-Office)

Ist den Studierenden...

  wichtig   hoch

Erfüllungsgrad des Öffenlichen Dienstes

  mittel   niedrig  sehr wichtig

0 0 25 2550 5075 75100 100

%

führungskräfteprogramme initiiert werden, die auf 

kommende Aufgaben vorbereiten. Hinsichtlich der 

individuellen Weiterbildungsmaßnahmen, erklärt die 

Hälfte der Studierenden, dass ihnen dieser Aspekt 

wichtig ist und sie ihn als zu 23 % vom Öffentlichen 

Dienst erfüllt bewerten. Als Berufseinstieg kom-

men für die meisten Studierenden auch spezielle 

Einstiegsprogramme in Frage. Mehr als die Hälfte 

erachtet diese Option als relevant, doch wird sie als 

nur zu 14 % im  Öffentlichen Dienst angewandt wahr-

genommen. Dieser sollte sich daher fragen, ob und 

in welchem Umfang beispielsweise Modelle, wie das 

in der Wirtschaft verbreitete Traineeprogramm imple-

mentieren kann.

Wer übernimmt eigentlich die Verantwortung?
Neben den grundlegenden Rahmenbedingungen 

wie Gehalt und Arbeitszeitregelungen stehen für 

die Nachwuchskräfte Möglichkeiten der beruflichen 

Entwicklung im Mittelpunkt. Von Seiten des Arbeit-

gebers gilt es daher ein gutes Image aufzubauen, 

um damit Studierende anzusprechen. Drei von Vier 

Befragten gaben an, dass ihnen ein gutes Image des 

Arbeitgebers wichtig oder sehr wichtig ist. Auf Seiten 

des  Öffentlichen Dienstes sehen sie dies allerdings 

nur zu 15 % erfüllt. 70 % der Befragten ist die Aus-

sicht auf eine Führungsverantwortung wichtig oder 

sehr wichtig. Um diese Gruppe von Studierenden zu 

erreichen und adäquat auf zukünftige Führungsauf-

gaben vorzubereiten, könnten bewusst Nachwuchs-
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Gutes Image des Arbeitgebers

Einstiegsprogramm (Traineeprogramm, Referendariat)

Aussicht auf eine Führungsposition/ -verantwortung

Schnelle Karriereaufstiegschancen

Individuelle Weiterbildungsmaßnahmen
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Eine große Anzahl der Studierenden in Dänemark 

ist als studentische Hilfskraft neben dem Studium 

tätig. Weitgehend sind diese Studentenjobs studi-

enrelevant. Ein Beispiel für studentische Hilfskräfte, 

speziell im Öffentlichen Dienst, ist die Anstellung von 

Studierenden im Außenministerium Dänemarks. Zur 

jetzigen Zeit sind ca. 13 % der 1.500 Angestellten im 

Außenministerium studentische Hilfskräfte. Weiter-

hin sind 50 PraktikantInnen in den Auslandsvertre-

tungen angestellt.

Die Studentenjobs in Dänemark im Öffentlichen 

Dienst sind durch Tarifverträge von Gewerkschaf-

ten reguliert. Diese regeln unter anderem den Lohn 

mit Bezug auf den erreichten Studiengrad und dem 

Ort der Anstellung. Hat man zum Beispiel seinen 

Bachelor abgeschlossen, ist die Vereinbarung mög-

licherweise ein anderes Niveau und der Lohn meist 

höher. Die Bezahlung der Angestellten hängt von der 

vorherigen Berufserfahrung und dem erreichten Stu-

diengrad ab, während das steigen des Lohns auf die 

wöchentliche Anzahl der Arbeitsstunden ankommt.

Es gibt verschiedene Gründe dafür studentische 

Hilfskräfte im öffentlichen Dienst einzustellen. Zum 

einen sind sie eine gute und wichtige Quelle zur neu-

esten Forschung und dem neusten Wissen für den 

Arbeitgeber und zum anderen sind sie selber kompe-

tent und motiviert und wollen ihr Wissen vom Studi-

um in der Praxis anwenden. Darüber hinaus sind sie 

natürlich auch flexible und günstige Arbeitskräfte. 

Aus der Sicht von dem Think Tank DEA aus Däne-

mark, der sich mit Bildung, Forschung und Innovation 

befasst, sind die Vorteile primär, dass die Studenten 

erlernen wie man richtig arbeitet. Dies beinhaltet die 

Übernahme von Verantwortung für selbstständige 

Aufgaben, Zeit-Strukturierung, aber auch das Ken-

nenlernen der Werte am Arbeitsplatz. Darüber hinaus 

können Studentenjobs dazu beitragen, Studenten 

Karriereperspektiven zu geben und damit zu motivie-

ren. Die negativen Auswirkungen eines Studienjobs 

hingegen, können z.B. verspätete Vollendung des 

Studiums sein oder sogar das vorzeitige Verlassen 

des Studiums.

Studentische Hilfskräfte im Öffentlichen Dienst in Dänemark

GASTBEITRAG: Königliche Dänische Botschaft
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Ein wesentliches Kriterium für die Generation Y ist 

die Arbeitsweise. So ist dem Großteil der Befragten 

eine Arbeit in selbstverantwortlichen Teams wichtig 

und knapp 90 % würden gerne eine eigenständige 

Arbeitsorganisation, z.B. in Form selbstgewählter 

Prozessschritte, vorfinden. Hierbei trauen die Studie-

renden dem Öffentlichen Dienst nur eine geringe Um-

setzung zu und denken, dass der Öffentliche Dienst 

nur wenig individualisierte Arbeitsprozesse zulässt. 

Agilität als Motivation für die Studierenden
Dieses Vorurteil gilt es abzubauen. Abwechslungsrei-

che Tätigkeiten sind rund der Hälfte der Studierenden 

sehr wichtig, wenngleich der Öffentliche Dienst dies 

nur zu 15 % erfüllen kann. Durch neue Ansätze wie 

den Ausbau der Zuständigkeiten und Verantwortung, 

den Einsatz auf unterschiedlichen Projekten und 

der Stärkung der Mitarbeitenden in ihren Aufgaben 

kann der Arbeitgeber dabei motivierend in den Ar-

beitsalltag eingreifen.

Selbstverantwortliche Teams

Eigenständige Arbeitsorganisation

Abwechslungsreiche Tätigkeiten

Herausfordernde Tätigkeiten
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Die größte Herausforderung, so beschreibt es Frank 

Van Massenhove, Präsident des Sozialministeriums, 

war der Mangel an geeigneten Mitarbeitern: „Wir gal-

ten als eine langweilige Behörde mit langweiligen 

Jobs.“ Doch welche Voraussetzungen müssen ge-

geben sein, um einen Kulturwandel herbeizuführen? 

Van Massenhove nahm die Generation Y ins Visier. 

„Wir fragten uns: Wie denken sie? Worin besteht ihre 

Kultur? Denn wir wollten eine Institution schaffen, die 

von ihrer Kultur geprägt ist und nicht von unserer.“ 

Die erste Phase war die Schaffung einer neuen Ver-

trauensbasis. So wurde zeit- und raumunabhängig 

arbeiten möglich. Alle Mitarbeiter können bis zu drei 

Tage pro Woche von zu Hause aus arbeiten. Die rege 

Nutzung des Homeoffice-Angebots schaffte neue 

Freiräume. Es wurden weniger Büroräume benötigt, 

Um seine Attraktivität als Arbeitgeber zu steigern, hatte sich das belgische Sozial-

ministerium am Anfang der 2000er Jahre einer neuen Arbeitskultur verschrieben. 

Ihre beiden Schlagwörter lauten noch heute: Vertrauen und Transparenz.

Eine neue Arbeitskultur am Beispiel des 
belgischen Sozialministeriums
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was wiederum zu erheblichen Kostenersparnissen 

führte. Die frei gewordenen Mittel konnten für die Mo-

dernisierung der vorhandenen Räume genutzt wer-

den, um eine bessere Arbeitsatmosphäre zu schaffen.

Zu dieser neuen Arbeitsatmosphäre gehörte in der 

zweiten Phase die Umstrukturierung der Arbeitsplät-

ze und damit einhergehend eine größere Transpa-

renz. Feste Arbeitsplätze existieren nicht mehr. Jeder 

kann sich dort hinsetzen, wo er möchte. Das gilt auch 

für die Führungsebene. So arbeitet Van Massenhove 

jeden Tag an einem anderen Arbeitsplatz mit seinen 

Mitarbeitern zusammen.

Die IT-Ausstattung, beispielsweise in Form eines Lap-

tops, ist mehr als 40 % der Studierenden sehr wich-

tig, weitere 43 % erachten sie als wichtig. Nur jeder 

Fünfte sieht dies jedoch als hoch im  Öffentlichen 

Dienst erfüllt. Auch hier ist die Wahrnehmung des 

Öffentlichen Dienstes wieder stark angelehnt an eine 

Kein Laptop für mich? Moderner IT-Arbeitsplatz
analog arbeitende, aktengestützte Institution. Die Be-

reitstellung notwendiger Ressourcen wie Software, 

Personal und Budget wird von mehr als der Hälfte 

der Studierenden als sehr wichtig erachtet und von 

weiteren 40 % als wichtig. Nur 16 % der Studierenden 

sehen dies im Öffentlichen Dienst als erfüllt an.

Moderne IT-Ausstattung

Einflussmöglichkeit auf die Arbeitsplatzausstattung

Bereitstellung notwendiger Ressourcen

Digitaler Workflow
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GASTBEITRAG: Kompetenzzentrum Öffentliche IT

„Am Öffentlichen Dienst stört mich die mangelnde 

Digitalisierung, die starren Strukturen und die fehlende Möglichkeit der 

Einflussnahme. Hier wünsche ich mir ein Umdenken.“

Antwort auf die Frage zu: 

„Vor- und Nachteile im Öffentlichen Dienst“

Abbildung 2: Flexibles und mobiles Arbeiten

 Abbildung 3: Berufl iche Entwicklung 

Abbildung 4: Agilität 

Abbildung 5: Moderner ITArbeitsplatz 



ziellen Arbeitgebers abgleichen und 
individuell auf Übereinstimmungen hin 
bewerten. Der Öffentliche Dienst ist 
selbstverständlich kein Unternehmen 
und unterscheidet sich in seiner Aufga-
be und Zielsetzung von der Privatwirt-
schaft. Er steht aber dennoch im Ar-
beitsmarkt in sich verschärfendem 
Wettbewerb zu den immer attraktiver 

rinnen und Mitarbeiter wollen sich mit 
ihrer Behörde identifizieren und tragen 
ihrerseits zur Bildung des Markenkerns 
bei. Hier könnte der Öffentliche Dienst 
seine positiven Eigenschaften syste-
matisch deutlicher herausstellen und 
sichtbar machen. Die Bewerber wer-
den zukünftig in verstärktem Maß Ihre 
eigene Wertewelt mit der des poten-

werbungs- und Rekrutierungsprozess 
wiederfinden. Das bedeutet, hier müs-
sen insbesondere Behörden nachjus-
tieren. Langwierige und formalisierte 
Rekrutierungsabläufe werden durch 
die Bewerber abgelehnt. Sie erwarten 
schnelle und unkomplizierte Abläufe 
sowie möglichst niedrigschwellige und 
diverse Bewerbungsangebote. Un-
mittelbare Kommunikation ist hier 
entschei dend: Durch regelmäßiges 
Feedback und Informationen zum Be-
werbungsprozess können Wartezeiten 
überbrückt werden. Im Rekrutierungs-
prozess bewirbt sich heute nicht mehr 
nur der Arbeitnehmer beim Arbeitge-
ber und hofft auf eine einseitige Stel-
lenzusage. Heute bewirbt sich in einem 
wechselseitigen Kommunikationspro-
zess auch der Arbeitgeber beim poten-
ziellen Arbeitnehmer. 

Die gute Nachricht 
Der Öffentliche Dienst macht in Bayern 
vieles richtig. Die Generation Y, die be-
reits in den bayerischen Verwaltungen 
und Behörden in mittleren Führungs-
positionen vertreten ist, will wie die Ge-
neration Z Karriere machen, Verant-
wortung übernehmen, einen Beitrag 
zum Gemeinwohl leisten, einer sinn-
stiftenden Tätigkeit nachgehen sowie 
Berufs- und Privatleben vereinbaren 
können. Diese Voraussetzungen bietet 
eine Tätigkeit im Öffentlichen Dienst. In 
der allgemeinen Wahrnehmung kann 
das Image des Öffentlichen Dienstes 
im Freistaat Bayern als positiv bewertet 
werden. Allerdings wird weitestgehend 
keine aktive Arbeitgebermarkenbil-
dung betrieben, um das eigene Image 
im Arbeitsmarkt mitzugestalten. Damit 
wird lediglich eine geringe Sichtbarkeit 
erzielt und das eigne Image den gängi-
gen (Vor-)Urteilen über die Arbeit in Be-
hörden überlassen. Die oft fehlende 
Markenbildung trägt zudem zu einer 
Belastung der Mitarbeiterbindung bei. 
Auch bereits vorhandene Mitarbeite-
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Bewerbungsprozess beschleunigen
Die Studierenden erwarten schnelle und un-

komplizierte Bewerbungsprozesse. Mit regel-

mäßigem Feedback und Informationen zum 

Bewerbungsprozess kann Wartezeit überbrückt 

werden. 81 % der Studierenden erwarten inner-

halb von vier Wochen eine Einladung zum Be-

werbungsgespräch. Knapp die Hälfte erhofft 

sich innerhalb zwei weiterer Wochen die Einstel-

lungsmitteilung und 60 % erwarten, dass die tat-

sächliche Einstellung binnen vier Wochen nach 

Zusage erfolgt.

Die Studierenden erwarten eine stark individua-

lisierte Ansprache von ihrem zukünftigen Arbeit-

geber und wollen in ihrem Persönlichkeitsprofil 

als einzigartig wahrgenommen werden. Für den 

Öffentlichen Dienst bedeutet diese Erkenntnis 

eine Neuausrichtung des Bewerbungs- und Re-

krutierungsprozesses. Alle Studierenden sind 

auf ihrem Gebiet Experten und müssen auf Au-

genhöhe abgeholt werden.

Einladung

Bewerbung

4 Wochen

2 Wochen

4 Wochen

Einstellungsmitteilung

Einstellung

der Bewerberinnen und Bewerber erwarten 

eine Einladung zum Vorstellungsgespräch 

innerhalb der ersten 4 Wochen nach Eingang 

der Bewerbung (30 % sogar binnen 2 Wochen)

der Bewerberinnen und Bewerber erwarten 

eine Einstellungsmitteilung binnen 2 Wochen  

nach nach dem Gespräch (für 37 % sind 

bis zu 4 Wochen Wartezeit akzeptabel)

der Bewerberinnen und Bewerber  

erwarten, dass die Einstellung binnen  

4 Wochen nach der Zusage erfolgt.

81 % 

47 % 

60 % 

Zunehmende Individualisierung  

des Anforderungsprofils
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Bevorzugte Informationsquellen

Was macht die Stellensuche?

Die absolute Mehrheit der Studierenden sucht online 

via Stellenportale oder über die Webseiten der po-

tentiellen Arbeitgeber nach Stellenangeboten. Doch 

auch bei mehr als der Hälfte spielen persönliche 

Kontakte eine wichtige Rolle. Berufsmessen, Tages-

zeitungen oder die Bundesagentur für Arbeit werden 

nur von rund jedem Fünften in Anspruch genommen, 

Der Bewerbungsprozess stellt für die meisten Studie-

renden die erste Hürde vor dem Berufseinstieg dar. 

Aus Sicht des Öffentlichen Dienstes gilt es möglichst 

niedrigschwellige und diverse Bewerbungsangebote 

während Karrierezeitschriften kaum Beachtung fin-

den. Auch bei der Informationsrecherche über den 

neuen Arbeitgeber spielen die jeweiligen Homepages 

eine bedeutende Rolle. Rund 90 % suchen auf den 

Webseiten nach Informationen. Doch auch persönli-

che Kontakte werden von zwei Dritteln der Befragten 

genutzt, um sich Tipps und Informationen zu holen.

zu schaffen, um sämtlichen Zielgruppen gerecht zu 

werden und Individualisierungstendenzen potenti-

eller Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht zu 

vernachlässigen.

Bewerbungsprozess

Arbeitgeber-Homepage

Persönliche Empfehlungen

Karrierewebsite

Arbeitgeberbewerungsportale (kununu, glassdoor etc.)
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 30 %
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6 %

6 %
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Abbildung 6: Bewerbungsprozess

Abbildung 7: Stellensuche 



sche und personelle Ausstattung so-
wie hierarchischer Aufbau der Organi-
sationen lassen sich nicht kurzfristig 
disruptiv verändern und haben sicher 
auch ihre Berechtigung. Die Zusam-
menarbeit in unseren Behörden ist 
aber gelebte Praxis und wird jeden Tag 
beeinflusst und transformiert. Agile 
Projektmethoden, Abwechslung, Zu-
sammenarbeit im Team und Selbstver-
antwortung können wir im täglichen 
Abreiten fördern. Eine Kultur der Wert-
schätzung, die individuelles persönli-
ches Wachstum ermöglicht, schafft 
eine Arbeitsumgebung, in der sich 
auch die Generationen Y und Z integ-
rieren können.

Talente finden und fördern
Insbesondere in den Mangelberufen 
Ingenieurwesen, Natur- und Wirt-
schaftswissenschaften sowie Informa-
tik ist der Öffentliche Dienst auf Nach-
wuchs angewiesen. Die Umkehr am 
Bewerbermarkt muss konsequent ihre 
Berücksichtigung finden. Jedes Talent 
ist einzigartig und muss gewonnen 
werden. Den Bewerbern müssen mög-
lichst vielfältige Angebote gemacht 
werden, um mit dem öffentlichen 
Dienst in Kontakt zu kommen. Nach 
den Erhebungen im Rahmen der Stu-
die Nachwuchsbarometer Öffentlicher 
Dienst findet dieser Kontakt haupt-
sächlich online statt, aber auch per-
sönliche Kontakte spielen eine wichti-
ge Rolle. Abbildung 7. Oft braucht es 
nur einen Trigger im richtigen Moment, 
um eine Person für etwas zu gewinnen.

Es wird essenziell sein, den Ge-
nerationen Y und Z individuelle Karri-
erepfade aufzuzeigen und sie bei deren 
Entwicklung zu unterstützen. Sie wollen 
gesehen werden. Die Transformation 
des bekannten Fortbildungswesens zu 
einem Talent Management im Sinne ei-
ner individuellen Personalentwicklung 
von innen kann hierzu beitragen.

In Kürze
Der Öffentliche Dienst hat bei den wer-
tegetriebenen Generationen Y und Z 
durch seine Ausrichtung auf das Ge-
meinwohl und sinnstiftende Tätigkeits-
felder einen Wettbewerbsvorteil, den 
es zu heben gilt. Allerdings besteht bei 
der Implementierung kooperativer Ar-
beitsprozesse und digitaler Abläufe so-
wie angepasster Personalentwick-
lungsmethoden Handlungsbedarf für 
die Behörden, um die Arbeitsumge-
bung für die Talente von morgen zu 
optimieren. Der Öffentliche Dienst 
setzt durch sein Verwaltungshandeln 
die Rahmenbedingungen für die zu-
künftige Entwicklung unserer Gesell-
schaft. Mit Blick auf die Herausforde-
rungen der anstehenden Transformati-
onsprozesse im Wirtschaftsleben und 
bei der digitalen Infrastruktur muss 
man feststellen: Die Zukunft hat längst 
begonnen, nur in vielen unserer Behör-
den noch nicht.

Benedikt Gasteiger
Kooptiertes Mitglied im Fachbereich 

Technik
Vorstandsmitglied Bezirk Oberbayern 

für den Fachbereich Technik 
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werdenden Angeboten; die der private 
Sektor den Talenten der Zukunft laut-
stark macht. Es besteht die Gefahr, 
den Anschluss zu verlieren. Die sinn-
stiftende Arbeit für das Gemeinwohl 
sollte stärker in den Fokus der Wahr-
nehmung der Bewerberinnen und Be-
werber rücken. Wenn es gelingt, hier-
aus ein differenziertes authentisches 
Wertebild zu entwickeln, werden auch 
zukünftig Talente der Generationen Y 
und Z ihren Weg in den Öffentlichen 
Dienst finden. Schlanke und digitali-
sierte Bewerbungsprozesse sind eine 
Grundvoraussetzung, um die Ab-
sprungrate zu minimieren.

Die schlechte Nachricht 
Es ist essenziell, die gefundenen Talen-
te auch langfristig zu binden. Sie ver-
langen von Ihrem Arbeitgeber eine of-
fene und innovative Arbeitskultur. Indi-
vidualisierte Arbeitsprozesse prägen 
sie; in denen sie Verantwortung über-
nehmen und ihre Eigeninitiative ein-
bringen können. Eine agile Arbeits-
struktur, die das integrative Zusam-
menarbeiten in Teams auch über die 
Grenzen des eigenen Silos hinaus zu-
lässt, ist in den meisten Behörden Zu-
kunftsmusik und bestenfalls in Ansät-
zen vorhanden. Wir müssen uns als 
Verwaltung in diesen Bereichen aus-
probieren, um eigene Ansätze für un-
ser Arbeiten von morgen zu finden. Es 
handelt sich hier letztlich um einen Pro-
zess, in dem den Führungskräften eine 
entscheidende Rolle zukommt. Die 
Bereitschaft, Neues auszuprobieren, 
steht in krassem Gegensatz zu einer 
fehlervermeidenden Arbeitsweise. Eine 
aktive Fehlerkultur, die von Reflexion 
und gegenseitiger Unterstützung ge-
prägt ist, wird der kooperativen Ar-
beitsweise der Generationen Y und Z 
gerecht. Die Führungskraft muss hier 
eher ein Coach auf Augenhöhe als eine 
in der Hierarchie höherstehende Per-
son sein. Vergütungsstruktur, techni-
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Der Fachbereich Lebensmittel-
chemie konnte trotz vieler Ein-

schränkungen durch die SARS-CoV-2- 
Pandemie seine seit 2018 intensivier-
ten Aktionen (s. Mitteilungsblatt 2019 
und 2020) zur Verbesserung der Per-
sonalsituation für Lebensmittel che-
miker / innen auch im Jahr 2021 fort-
führen. Im Mittelpunkt der Aktivitäten 
dieses Jahres standen die Verhandlun-
gen unserer Petitionen aus dem Jahr 
2020 im Bayerischen Landtag, Korres-
pondenzen, Videokonferenzen und 
Präsenzgespräche mit Abgeordneten 
im Bayerischen Landtag sowie mit lei-
tenden Mitarbeitern des Bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt und 
Verbraucherschutz (StMUV), des Bay-
erischen Landesamtes für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit (LGL) und 
der Bayerischen Kontrollbehörde für 
Lebensmittelsicherheit und Veterinär-
wesen (KBLV).

Beratungen der Petitionen im 
Bayerischen Landtag 
PETITION
Dringender Stellenbedarf an Lebens-
mittelchemiker / innen beim Bayeri-
schen Landesamt für Gesundheit 
und Lebensmittelsicherheit (LGL) im 
Haushalt 2021 vom 5.09.2020
Die Petition wurde am 2. März 2021 im 
Landtagsausschuss für Staats  haushalt 
und Finanzfragen in Verbindung mit ei-
nem entsprechenden Antrag der SPD 
zur Änderung des Haushalts (18 / 13893 
vom 17. Februar 2021) beraten. Ziel un-
serer Petition war und ist eine Verbes-
serung der personellen Ausstattung 
der vom Stellenabbau bzw. Aufgaben-
zuwachs besonders betroffenen Sach-
gebiete des LGL mit staatlich geprüf-
ten Lebens mittel che mikern / innen. 
Eine entsprechende erste Petition un-
seres Verbands war bereits im Jahr 
2018 an die Staatsregierung zur Würdi-
gung überwiesen worden, was den-
noch im Rahmen des Doppelhaushalts 

2019 / 20 zu keinen weiteren Stellen 
führte. In einem Schreiben an den 
VHBB hatte dann 2019 der Staatsmi-
nister für Umwelt und Verbraucher-
schutz, Thorsten Glauber, zugesagt, 
sich für eine „angemessene Erhöhung 
der Planstellen“ in diesen Bereichen 
einzusetzen. 

Die Beratung der aktuellen Petiti-
on konnte im Livestream mitverfolgt 
werden. Wie befürchtet bzw. wie zu 
erwarten, wurde aufgrund der Haus-
haltslage und anderer Prioritäten den 
Anliegen für neue Stellen im Einzel-
haushalt 2021 nicht entsprochen. 

Überraschend war jedoch die un-
differenzierte Darstellung der Per sonal-
situation am LGL durch das StMUV.  
Als Beispiel für die erfolgreiche Aufga-
benbewältigung des LGL wurde die 
schnelle Untersuchung von Abstrichen 
aus der Bevölkerung auf SARS-CoV-2 
hervorgehoben. Völlig außer Acht ge-
lassen wurde jedoch, dass diese 
Unter suchungen nicht zum Aufgaben-
gebiet von in der Petition genannten 
Lebensmittelchemiker / innen gehören 
und auch nur durch Abordnung von 
Mitarbeitenden aus anderen Abteilun-
gen unter Zurückstellung der sonstigen 
Aufgaben realisiert werden konnten. 
Der Ausschuss-Vorsitzende, Herr MdL 
Zellmeier, sowie der Berichterstatter 
des Ausschusses für die Petition, Herr 
MdL Pittner, merkten dagegen an, 
dass die Anliegen des VHBB in die 
richtige Richtung gehen und man die 
Forderungen auf Dauer im Auge behal-
ten sollte. Allein die Tatsache, dass in 
den Chemischen und Veterinärunter-
suchungsämtern von Baden-Württem-
berg für dieselben vielfältigen Aufga-
ben wie im LGL eine nahezu doppelte 
Zahl an Lebens mittel che mi ker / innen 
und anderen wissenschaftlichen Sach-
verständigen zur Verfügung steht, be-
legen das Personaldefizit im LGL.   

PETITION 
Interdisziplinäres Konzept mit Le-
bensmittelchemiker / innen an den 
Regierungen für Vollzugsaufgaben 
der Lebensmittelüberwachung und 
des gesundheitlichen Verbraucher-
schutzes vom 26.08.2021
Das Ergebnis der Beratung unserer 
zweiten Petition am 6. Mai 2021 im 
Ausschuss Umwelt und Verbraucher-
schutz war zunächst erfreulich. Im Vor-
feld hatte Herr Staatsminister MdL 
Thorsten Glauber in einem Schreiben 
an Landtagspräsidentin Ilse Aigner, 
Mdl die Forderungen der Petition be-
fürwortet und neue Stellen in Aussicht 
gestellt: „Das StMUV beabsichtigt, das 
Anliegen der Petition, im Rahmen noch 
zu schaffender Ressourcen und Stel-
len aufzugreifen. Der Einsatz von staatl. 
gepr. Lebens mittel   che mikern / innen 
an den Regierungen wäre ein wichtiger 
Beitrag für eine umfassende Weiter-
entwicklung und interdisziplinäre Aus-
richtung der Lebensmittelüberwa-
chung. Das StMUV wird sich im Rah-
men des Einzelhaushaltsplans 2022 für 
die Schaffung von neuen Planstellen 
an den Regierungen zur Stärkung der 
Lebensmittelüberwachung ausspre-
chen“. Die Petition wurde daher mit 
großer Mehrheit zur Würdigung an die 
Staatsregierung überwiesen (§ 80 Nr. 3 
GO für den Bay erischen Landtag). Ak-
tuell sind in den Abteilungen Lebens-
mittelüberwachung / ge sundheitlicher 
Verbraucherschutz der Regierungen 
ausschließlich Veterinärmediziner und 
Lebensmittelkontrolleure beschäftigt, 
d. h. es fehlt der lebensmittelchemi-
sche und lebensmittelrechtliche wis-
senschaftliche Sachverstand für Voll-
zugsaufgaben bei nichttierischen Le-
bensmitteln, Bedarfsgegenständen 
und Kosmetika. Im Gegensatz zu Bay-
ern sind in nahezu allen anderen Bun-
desländern Lebensmittelchemiker / in-
nen in nachgeordneten mittleren oder 
unteren Vollzugsbehörden eingestellt 

Lebensmittelchemie

Bericht aus dem Fachbereich
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und nach unseren Informationen sehr 
erfolgreich tätig. 

Nach dem Beschluss zur Petition 
Dringender Stellenbedarf an Lebens-
mittelchemiker/innen beim LGL erging 
von Herrn MdL Zellmeier, 1. Vorsitzen-
der des Ausschusses Haushalt und 
Finanzen, eine Einladung an den VHBB 
zu einem Präsenzgespräch im Landtag 
am 20. April 2021. An dem Gespräch 
waren Herr MdL Fackler, Vorsitzender 
des Ausschusses Fragen des öffentli-
chen Dienstes, Herr MdL Beißwen-
ger, stellv. Vorsitzender Ausschuss 
Umwelt und Verbraucherschutz, Herr 
MdL Ländner, stellv. Vors. Ausschuss 
für Kommunale Fragen, Innere Sicher-
heit und Sport sowie Herr Ministerial-
direktor Dr. Detsch, StMUV (per Video 
zugeschaltet) beteiligt. Es wurde sei-
tens des Fachbereichs Lebensmittel-
chemie nochmals der in den Petitionen 
ausgeführte Stellenbedarf für Lebens-
mittel chemiker / innen im gesundheitli-
chen Verbraucherschutz am LGL und 
den Regierungen angesprochen und 
alle Beteiligten sagten zu, das Anliegen 
des VHBB zu unterstützen. Für den 
Einzelhaushalt 2022 meldete das 
StMUV 10 Stellen für das LGL und 8 
Stellen für die Regierungen an, jedoch 
bereits Ende September erfuhren wir, 
dass die Hoffnungen auf neue Stellen 
wieder einmal nicht erfüllt werden; bei 
den Verhandlungen auf Ministerebene 
wurde keine einzige der vom StMUV 
beantragten Stellen in den Haushalt 
aufgenommen. In einem Schreiben an 
den VHBB begründete Herr Staatsmi-
nister Glauber diese Entscheidungen 
damit, dass „die Haushaltsaufstellung 
aufgrund der Corona-bedingten Mehr-
belastungen für den Staatshaushalt vor 
enormen Herausforderungen stand 
und in besonderem Maße von der Not-
wendigkeit strikter Ausgabendisziplin 
geprägt war. Verhandlungsspielräume, 
insbesondere bei Stellenanmeldun-

gen, waren so gut wie nicht vorhanden. 
Dies ist bedauerlich, zumal dem StMUV 
bewusst ist, dass die Lebensmittel-
überwachung vor neuen Herausforde-
rungen steht…“. Herr Staatsminister 
Torsten Glauber versicherte, dass man 
sich bei künftigen Haushaltsverhand-
lungen weiter für eine Stärkung der Le-
bensmittelüberwachung am LGL und 
an den Regierungen mit Lebens mittel-
chemiker / innen einsetzen werde. 

Bei allem Verständnis für die 
Mehrbelastung des Haushalts durch 
die Coronakrise ist die Entscheidung, 
keine einzige Stelle zu schaffen, nach 
allen Versprechungen zur Verbesse-
rung der Qualität des gesundheitlichen 
Verbraucherschutzes für die Bereiche 
nichttierische Lebensmittel, Kosmetika 
und Bedarfsgegenstände völlig unver-
ständlich. Es ist zu befürchten, dass 
langfristig keine der dringend erforder-
lichen Stellen für Lebens mittel che-
miker / innen im Vollzug der Regierun-
gen und für analytische und gutachter-
liche Aufgaben am LGL für die Berei-
che nichttierische Lebensmittel und 
Non-Food-Produkte genehmigt wer-
den. Der Fachbereichsrat wird daher 
mit dem VHBB-Vorstand überlegen, 
welche weiteren politischen Möglich-
keiten bestehen, um die Staatsregie-
rung von einer Stärkung des gesund-
heitlichen Verbraucherschutzes zu 
überzeugen.

Personalsituation an der  
Kontrollbehörde für Lebens-
mittelsicherheit und Veteri-
närwesen (KBLV) 
Ein weiterer vom Fachbereich Lebens-
mittelchemie immer wieder angespro-
chener Kritikpunkt ist die unzureichen-
de personelle Ausstattung der Bay-
erischen Kontrollbehörde für Lebens-
mittelsicherheit und Veterinärwesen, 
www.kblv.bayern.de, mit Lebensmittel-
chemiker / innen. In der im Jahre 2018 

gegründeten KBLV mit derzeit fast 120 
Beschäftigten sind aktuell nur ca. 5 von 
20 der im Stellenplan der KBLV ausge-
wiesenen Stellen für Lebensmittelche-
miker / innen besetzt – aus Sicht des 
VHBB deutlich zu wenig für die Kontrol-
le von mehr als 300 komplexen Betrie-
ben für nichttierische Lebensmittel, 
Kosmetika und Bedarfsgegenstände, 
an denen Lebensmittel chemiker / innen 
maßgeblich beteiligt sein sollten. Nach-
dem die KBLV in den letzten Jahren 
aufgrund der Tierschutzskandale und 
der Übertragung weiterer Aufgaben mit 
Veterinärmedizinern verstärkt werden 
musste, werden wir uns im kommen-
den Jahr speziell nochmals dafür ein-
setzen, dass an der KBLV mehr Le-
bensmittelchemiker / in nen eingestellt 
werden. Nur dann können die vom Mi-
nisterium für Umwelt und Verbraucher-
schutz in einer Pressemitteilung vom 
6. Oktober 2020, www.stmuv.bayern.de 
pro pagierten Ziele eines ‚Kontrollkon-
zepts 2030‘ für eine umfassende Wei-
terentwicklung von Veterinär wesen und 
Lebensmittelüberwachung und Kont-
rollen durch interdisziplinäre Teams von 
Tierärzten, Lebensmittelchemikern, Le-
bensmittelüberwachungsbeamten, Ve-
terinärassistenten, Agraringenieuren 
und Juristen“ erreicht werden. 

Weitere Aktivitäten des Fach-
bereichs Lebensmittelchemie
Am 25. August ergab sich die Möglich-
keit für ein erstes orientierendes Ge-
spräch zwischen dem Vorsitzenden 
des Fachbereichs Dr. Norber Chris-
toph und dem Präsidenten des LGL 
Walter Jonas zu verschiedenen Anlie-
gen des VHBB Fachbereichs Lebens-
mittelchemie. Herr Präsident Jonas ist 
bereit, im ersten Halbjahr 2022 ein wei-
teres Gespräch mit dem gesamten 
Fachbereichsrat anzubieten. 

In einer Werbeaktion wurden alle 
Lebensmittelchemiker / innen am LGL 
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und der KBLV, die noch nicht Mitglied 
im VHBB sind, mit einem Schreiben 
des 1. Vorsitzenden des VHBB Peter 
Meyer sowie des Fachbereichsrates 
des Fachbereichs Lebensmittelchemie 
über die Vorteile einer Mitgliedschaft 
im VHBB sowie im Bundesverband der 
Lebensmittelchemiker (BLC) informiert 
und um einen Beitritt gebeten. Immer-
hin konnten durch diese Aktion zwei 
neue Mitglieder gewonnen werden.

Im Hinblick auf unsere Bemühun-
gen, die Einstellung staatlich geprüfter 
Lebensmittelchemiker / innen an Re-
gierungen weiterzuverfolgen, wurde 
für Ende November ein Gespräch von 
Mitgliedern des Fachbereichsrates mit 
dem Präsidenten der Regierung von 
Unterfranken, Herrn Dr. Ehmann ver-
einbart, um das mögliche künftige Auf-
gabenspektrum für Lebensmittel che-
miker / innen an den Regierungen zu 
besprechen. 

Der Fachbereich möchte ab-
schließend nochmals an die in diesem 
Jahr plötzlich und unerwartet verstor-
benen Kolleginnen, Dr. Doris Kugler 
und Dr. Sabine Estendorfer-Rinner 
erinnern. Ihr Tod ist ein sehr großer 
Verlust, wir werden beiden Kolleginnen 
immer ein ehrendes Andenken bewah-
ren. 

 Dr. Norbert Christoph
 Vorsitzender Fachbereich  

 Lebensmittelchemie 

Positionspapier
Forderungen für einen zukunftsfä-
higen Verbraucherschutz Sichere 
Lebensmittel für Deutschland 
Der BLC hat in seinem Positionspapier 
im August 2020 ausführlich dargestellt, 
welche Maßnahmen erforderlich sind, 
um die Lebensmittelüberwachung in 
Deutschland krisenfest aufzustellen. 
Dazu gehören eine stärkere interdiszi-
plinäre und überregionale Vernetzung 
im Kontrollbereich, gut ausgestattete 
und ebenfalls vernetzte amtliche Labo-
re sowie eine zentrale Datenbank für 
Kontroll- und Untersuchungsdaten. 
Das ausführliche Positionspapier steht 
auf der Website des BLC. 
www.lebensmittel.org/ 

Die Hauptforderungen des BLC
Neben dem Gesundheitsschutz muss 
der Täuschungsschutz ebenfalls an-
gemessen berücksichtigt werden. 
Lebensmittelchemiker/-innen der amt-
lichen Laboratorien führen regelmäßig 
Überprüfungen an Lebensmitteln auch 
hinsichtlich der Einhaltung der Vor-
schriften zum Schutz vor Täuschung 
durch. Sie tragen mit ihren unabhängi-
gen Untersuchungen und sachver-
ständigen Beurteilungen dazu bei, 
dass die rechtlichen Vorgaben einge-
halten und Verbraucher nicht ge-
täuscht werden. Daher fordert der 
Bundesverband der Lebensmittelche-
miker/-innen im öffentlichen Dienst:
 ∙  Damit der Verbraucherschutz in 

Deutschland weiterhin einen hohen 
Stellenwert besitzt, müssen die 
Fachexperten der amtlichen 
Le   bens mitteluntersuchung perso-

nell und apparativ optimal ausge-
stattet sein

 ∙ Für das breite Spektrum an 
Kontrollaufgaben vor Ort bedarf es 
auch dort des Sachverstands von 
Lebensmittelchemikern/innen. Der 
BLC wehrt sich deshalb gegen 
Einsparungen bei den kommunalen 
Fachbehörden und fordert, Lebens-
mittelchemiker/-innen auch in den 
Vollzugbehörden zu beschäftigen.

Pressemitteilung des BLC zu seiner 
Jahreshauptversammlung 2021 in 
Kiel mit dem Motto Lebensmittel-
überwachung 4.0: vernetzt – digital 
–  krisenfest (Auszüge)
Die Corona-Pandemie hat in der amtli-
chen Lebensmittelüberwachung zu ei-
ner zunehmenden Digitalisierung und 
Vernetzung geführt. Der Bundesver-
band der Lebensmittelchemiker/-innen 
im öffentlichen Dienst e. V. (BLC) hat 
sich daher für seine 31. Jahreshaupt-
versammlung vom 30. September bis 
2. Oktober 2021 beim Landesverband 
Nord in Kiel das Thema „Lebensmittel-
überwachung 4.0 – vernetzt, digital, 
krisenfest“ auf die Agenda gesetzt.

Die anhaltende Corona-Pande-
mie beherrscht noch immer die media-
le Berichterstattung und unser tägli-
ches Leben. Doch auch der Schutz 
der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher vor gesundheitlichen Risiken und 
Täuschung durch die Lebensmittel-
überwachung ist unmittelbare Da-
seinsvorsorge. „Lebensmittelüberwa-
chung ist auch unter Corona- Bedin-
gungen wirksam. Dass dies trotzdem 
nahezu im gewohnten Umfang möglich 
ist, verdanken wir auch der zunehmen-
den Vernetzung und Digitalisierung“, 
sagte Birgit Bienzle bei der Eröffnung 
der Veranstaltung. Beim Erreichten 
dürfe man jedoch nicht stehen bleiben. 

Lebensmittelchemie
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„Wir müssen die Corona-Krise jetzt als 
Chance nutzen und uns weiter zu-
kunftsfähig aufstellen. Lebensmittelsi-
cherheit darf nicht zum Opfer von 
Sparmaßnahmen werden. Damit Ver-
braucherinnen und Verbraucher wei-
terhin auf sichere Lebensmittel vertrau-
en können, muss der gesundheitliche 
Verbraucherschutz von dem bereits 
jetzt absehbaren Streichkonzert aus-
genommen werden“, so Birgit Bienzle.

Dr. Helmut Tschiersky, Leiter 
der Unterabteilung Produktsicherheit, 
Gesundheitlicher Verbraucherschutz
im Bundesministerium für Ernährung 
und Landwirtschaft, betonte in seinem 
Grußwort die Bedeutung der Lebens-
mittelchemikerinnen und Lebensmit-
telchemiker für den gesundheitlichen 
Verbraucherschutz.

Anschließend begrüßte Prof. Dr. 
Dr. Jan Backmann, der diesjährige 
Vorsitzende der Länderarbeitsgemein-
schaft Verbraucherschutz und Leiter 
der Abteilung Verbraucherschutz im 
Ministerium für Justiz, Europa und Ver-
braucherschutz des Landes Schles-
wig-Holstein, die Anwesenden. Er be-
tonte: „Während der Pandemie haben 
die Länder sich die Vorteile moderner 
IT-Technik bei der Lebensmittelüber-
wachung unter Corona-Bedingungen 
zu Nutze gemacht, jetzt muss der Aus-
bau von Digitalisierung und Vernetzung 
in der Überwachung zügig weiter vor-
angetrieben werden. Dazu hat die Ver-
braucherschutzministerkonferenz be-
reits die erforderlichen Beschlüsse ge-
fasst, die Umsetzung hat begonnen.“

 Dr. Norbert Christoph
 Vorsitzender Fachbereich 

 Lebensmittelchemie 

D ie Überprüfung der geo-
grafi schen Herkunft von 

Lebensmitteln ist in den 
letzten Jahren eine immer 
wichtigere Aufgabe des 
Verbraucherschutzes und 
der Lebensmittelüberwa-
chung geworden. Nürn-
berger Lebkuchen, Allgäu-
er Emmentaler, Bayeri-
sches Rindfl eisch, Heumilch, 
Bayerisches Bier oder Weine 
bestimmter Anbaugebiete oder La-
gen – diese Agrarprodukte und Le-
bensmittel zeichnen sich durch beson-
dere Eigenschaften aus und genießen 
eine hohe Wertschätzung. Sie werden 
oft mit besonderen, auch traditionellen 
Herstellungsverfahren, hochwertigen 
Rohstoffen oder einer bestimmten 
Region verbunden und können 
durch ihre Zusammenset-
zung und organoleptische 
Eigenschaften charakteri-
siert werden. Damit der-
artige Agrarprodukte und 
Lebensmittel mit Her-
kunftsbezeichnungen, aber 
auch traditionelle Speziali-
täten nicht missbräuchlich 
verwendet werden, haben das 
europäische Parlament und der Rat 
Verordnungen erlassen (1, 2). Ge-
schützt ist ein Produkt dann, wenn es 
nach einem Antragsverfahren in die 
von der EU geführte Datenbank (3) ein-
getragen wurde. Dort sind die charak-
teristischen Merkmale wie z. B. Her-
stellungsverfahren und Zutaten in einer 
Spezifi kation (Produktbeschreibung) 
hinterlegt. Jeder Hersteller, der die An-
forderungen der jeweiligen Spezifi kati-
on erfüllt und sich dem Kontrollsystem 

unterstellt, kann Produkte mit der ge-
schützten Bezeichnung herstellen, ver-
markten und folgende Zeichen zur 
Kennzeichnung verwenden (2, 4):

Aktuell sind weltweit über 1.400 
Produkte geschützt, in Deutschland 
mehr als 90 (4). Bayern hat derzeit 32 
geschützte Produkte im Bereich der 

Lebensmittelchemie

Marktkontrollen von Lebensmitteln 
Herausforderung für das LGL
Marktkontrollen von Lebensmitteln mit geschützten 
Herkunfts bezeichnungen und von traditionellen 
Spezialitäten – eine neue Herausforderung für Lebens-
mittelchemiker / innen im LGL

ie Überprüfung der geo-
grafi schen Herkunft von 

Lebensmitteln ist in den 

er Emmentaler, Bayeri-
sches Rindfl eisch, Heumilch, 
Bayerisches Bier oder Weine 
bestimmter Anbaugebiete oder La-
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Agrarprodukte und Lebensmittel – 
hierzu zählen beispielsweise Baye-
risches Bier, Nürnberger Rostbrat-
wurst, Bayerisches Rindfl eisch, Allgäu-
er Bergkäse, Allgäuer Emmentaler, 
Bayerischer Meerrettich, Aischgründer 
Karpfen, Fränkischer Karpfen, Abens-
berger Spargel, Schrobenhausener 
Spargel, Frankenspargel und Spalt 
Spalter (Hopfen). Dazu kommen sieben 
geschützte Weinbauerzeugnisse, 13 
geschützte Spirituosen-Spezialitäten 
und ein aromatisiertes weinhaltiges 
Getränk. Derzeit laufen Antragsverfah-
ren für weitere bayerische Spezialitä-
ten, z. B. Fränkisches Hiffenmark, Iphö-
fer Echterberg, Oktoberfestbier und 
Obst vom Bodensee (5, 6). Informa-
tionen zu geschützten deutschen und 
bayerischen Lebensmitteln sind auch 
den Webseiten des Bundesministeri-
ums für Ernährung und Landwirtschaft 
(7) und der Bayerischen Landesanstalt 
für Landwirtschaft (8) zu entnehmen.

Wenn es bei Ihnen zu einem Schadensfall gekommen ist, den Sie der 
PrivatHaftpfl icht versicherung (die Sie über den VHBB abgeschlossen haben) melden möchten: 

Senden Sie diese S C H A D E N S M E L D U N G  immer an die Geschäftsstelle 
des VHBB. Gerne werden wir Ihre Meldung mit einem entsprechenden Vermerk 
über Ihren Versicherungsumfang an die Versicherung weiterleiten.

Falls Sie Fragen haben, rufen Sie uns bitte an. 

Wotanstraße 86 
80639 München 
Telefon 089 . 280 01 11
Fax 089 . 280 56 64
E-mail info@vhbb.deFÜHRUNGSKRÄFTE BAYERISCHER VERWALTUNGEN

Verband der höheren Verwaltungsbeamtinnen und Verwaltungsbeamten in Bayern e. V.

Die geschützte Ursprungsbezeichnung (g.U.) besagt, dass die 

Erzeugung, Verarbeitung und Herstellung eines Produkts in einem 

bestimmten geographischen Gebiet nach einem anerkannten und 

festgelegten Verfahren erfolgen. Beispiele für bayerische Produkte 

sind Allgäuer Emmentaler oder Allgäuer Bergkäse. Diese beiden 

Erzeugnisse dürfen demnach nur aus Allgäuer Milch und auch nur im 

Allgäu nach einem genau festgelegten Verfahren produziert werden.

Bei der geschützten geografi schen Angabe (g.g.A.) muss eine der 

Herstellungsstufen (Erzeugung, Verarbeitung oder Herstellung) in 

einem bestimmten Herkunftsgebiet erfolgen. Nürnberger Lebkuchen 

beispielsweise muss in Nürnberg hergestellt werden, die zur Herstel-

lung verwendeten Gewürze, das Mehl und auch der Honig können 

aber aus einer anderen Region stammen. 

Das EU-Gütezeichen garantiert traditionelle Spezialität (g.t.S.)

beschreibt eine traditionelle Zusammensetzung und ein traditionelles 

Herstellungsverfahren und ist keine Herkunftsbezeichnung. Eine 

garantiert traditionelle Spezialität sind beispielsweise Heumilch und 

der Serrano Schinken, bei denen die besondere Art der Herstellung, 

die in einer entsprechenden Spezifi kation festgelegt ist, garantiert 

wird. Das heißt, auch ein in Deutschland hergestellter Schinken darf 

als Serrano Schinken und eine Milch als Heumilch bezeichnet werden, 

wenn sie von einem zertifi zierten Unternehmen nach den Vorschriften 

für das spezielle Herstellungsverfahren produziert wurden.
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Kontrolle der geschützten  
Bezeichnungen
Das Institut für Ernährungswirtschaft 
und Märkte an der Bayerische Landes-
anstalt für Landwirtschaft (LfL) ist in 
Bayern die zuständige Behörde für 
Herstellerkontrollen im Bereich der ge-
schützten Bezeichnungen (8). Die 
Marktkontrolle von Lebensmitteln mit 
EU-Gütezeichen erfolgt in Bayern 
durch das Bayerische Landesamt für 
Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit (LGL), sie wurde in den letzten 
Jahren umfänglich erweitert (4). Das 
vom LGL erstellte relativ aufwendige 
Konzept zur Kontrolle von Erzeugnis-
sen mit EU-Gütezeichen umfasst eine 
Risikoanalyse, die Probenplanung un-
ter Berücksichtigung der Risikoanalyse 
und die Prüfung der Produktspezifika-
tion anhand festgelegter Checklisten. 
Die Risikoanalyse basiert auf einer Ri-
sikokategorisierung für jedes Erzeug-
nis auf Grundlage von fünf Rubriken: 
Marktrelevanz, Einfachheit der Fäl-
schung, wirtschaftlicher Gewinn bei 
Fälschung, Aufdeckungswahrschein-
lichkeit und bisherigen Auffälligkeiten. 
Daraus ergeben sich drei Risikokate-
gorisierungen: niedriges Risiko, mittle-
res Risiko und hohes Risiko. Anhand 
der Risikokategorisierung erstellt das 
LGL den jährlichen Probenplan.

Geprüft wird auf der Grundlage 
der VO (EU) Nr. 1151 / 2012 insbeson-
dere die Kennzeichnung von Lebens-
mitteln gegen widerrechtliche Aneig-
nung, Nachahmung oder Anspielung 
von geschützten und eingetragenen 
Namen mit g. U. und g. g. A., welche 
den Verbraucher irreführen können. So 
ist untersagt: 
 ∙ jede direkte oder indirekte kommer-

zielle Verwendung eines eingetra-
genen Namens für Erzeugnisse, die 
nicht unter die Eintragung fallen, 

 ∙ jede widerrechtliche Aneignung, 
Nachahmung oder Anspielung, 

 ∙ alle sonstigen falschen oder 

irreführenden Angaben, die sich auf 
Herkunft, Ursprung, Natur oder 
wesentliche Eigenschaften der 
Erzeugnisse beziehen und 

 ∙ alle sonstigen Praktiken, die 
geeignet sind, den Verbraucher in 
Bezug auf den tatsächlichen 
Ursprung des Erzeugnisses 
irrezuführen.

Bei Lebensmitteln mit einer ge-
schützten Herkunftsbezeichnung wird 
auch mittels allgemeiner oder speziel-
ler Untersuchungsverfahren geprüft, 
ob die Qualität und alle in der Pro-
duktspezifikation festgelegten physika-
lischen, chemischen, mikrobiologi-
schen oder organoleptischen Eigen-
schaften erfüllt sind. Die Ergebnisse 
der Kontrollen werden im Rahmen des 
Mehrjährigen Nationalen Kontrollpla-
nes (MNKP) an die zuständige Bun-
desbehörde gemeldet. 

Fazit
Die Kontrolle von Herkunftsangaben 
bei Lebensmitteln, insbesondere auch 
geschützter geographischer Angaben 
sowie traditioneller Spezialitäten und 
deren Schutz gewinnen bei den Aufga-
ben im gesundheitlichen Verbraucher-
schutz und in der Verbrauchererwar-
tung eine immer größere Bedeutung. In 
der aktuellen EU-Gesetzgebung zu 
Betrugsbekämpfung, Täuschung und 
Irreführung bei der Kennzeichnung von 
Lebensmitteln wird dies verstärkt be-
rücksichtigt. Um wirkungsvolle Kontrol-
len zu erreichen, bedarf es zusätzlicher 
Begutachtungen und einer Weiterent-
wicklung der Untersuchungs verfahren. 
Dies gelingt nur durch Zu sammenarbeit 
aller Behörden, die Daten über die Her-
kunft der Lebensmittel erheben, durch 
ausreichende personelle Ausstattung 
mit Lebens mittel chemikern / innen, an-
deren wissenschaftlichen Sachver-
ständigen sowie mit qualifizierten La-
borkräften, die auf einem aktuellen 
Stand bei der Untersuchung und  

Beurteilung dieser Produkte mit Her-
kunftsbezeichnungen sind. Am LGL 
erfolgte bislang leider kein Personal-
ausgleich für die entsprechend zu in-
tensivierenden oder neuen Aufgaben.

 Dr. Norbert Christoph
 Vorsitzender Fachbereich  

 Lebensmittelchemie 

Quellen

1.  Verordnung (EU) Nr. 1151/2012 des Europäischen 
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www.lfl.bayern.de/mam/cms07/iem/dateien/2020_10_19_

kennzeichnung_geschuetzter_produkte_barrierefrei.pdf 

6.  Agentur für Lebensmittel Produkte aus Bayern  

www.spezialitaetenland-bayern.de/schutz/eu-herkunfts-

zeichen/ 

7.  Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft: 

Schutz von geografischen Herkunftsangaben und traditio-

nellen Spezialitäten:  

www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/agrarmaerkte/

geschuetzte-bezeichnungen.html

8.  Bayerische Landesanstalt für Landwirtschaft Informationen 

zum Kontrollsystem in Bayern   

www.lfl.bayern.de/iem/herkunftsbezeichnungen/index.php
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L iebe Kolleginnen und Kollegen, 
das vergangene Jahr bedeutete 

für mich einen gewissen Umbruch, ei-
nen Abschied, aber auch einen Neu-
beginn gleichermaßen. Aufgrund der 
epidemischen Lage war es nahezu un-
möglich, längerfristige Planungen für 
Veranstaltungen zu treffen, wie ich es 
in den Jahren zuvor zusammen mit 
den Vertreterinnen und Vertretern un-
seres Fachbereichs seit dessen Beste-
hen regelmäßig getan hatte. Ich hoffe 
daher inständig, dass dies im nächsten 
Jahr wieder der Fall sein wird.

Nachdem ich zehn Jahre dem 
Hauptvorstand des Bayerischen Be-
amtenbundes angehört hatte, be-
schloss ich aus verschiedenen Grün-
den, beim Delegiertentag im April nicht 
mehr zu kandidieren. Diese vergange-
nen zehn Jahre waren für mich eine 
äußerst interessante und lehrreiche 
Zeit. War ich doch bei meiner ersten 
Wahl in dieses Gremium 2011 ein 
ziemlicher Gewerkschaftsneuling. Ich 
musste damals noch viel lernen und 
konnte seitdem viele wichtige Erfah-
rungen sammeln. Doch zehn Jahre 
sind auch eine vergleichsweise lange 
Zeit. Der VHBB gehört zum Glück zu 

den 19 mitgliederstärksten Verbänden 
innerhalb des BBB, denen aufgrund 
ihrer Mitgliederzahl automatisch ein 
Platz im Hauptvorstand zusteht. Die 
beiden Plätze, die frei durch eine Wahl 
zu vergeben sind und von denen ich 
zweimal einen Platz erlangen konnte, 
sind gerade auch für kleinere Verbän-
de gedacht, die sonst unter ca. 
200.000 Mitgliedern nicht so viel Ge-
hör finden würden. Wie wichtig es ist, 
dass gerade auch kleinere Interes-
sensgruppen ihre Stimme erheben 
können, habe ich selbst lange Zeit er-
fahren. Trotzdem bin ich überzeugt, 
dass der VHBB weiterhin auch alleine 
durch unseren Vorsitzenden Peter 
Meyer gut vertreten sein wird.

Ganz unerwartet hat sich dann 
für mich im Sommer ein neuer Aufga-
benbereich eröffnet. Bei den diesjähri-
gen Wahlen zum Hauptpersonalrat 
beim Staatsministerium für Wissen-
schaft und Kunst konnte erstmalig der 
Beamtenbund beide Beamtensitze er-
ringen. Ein Sitz ging an den vhw-Ver-
band Hochschule und Wissenschaft, 
den anderen Sitz konnte ich für den 
VHBB erreichen. Diese neue Aufgabe 
erfüllt mich mit großer Freude und stellt 

einen wichtigen Anknüpfungspunkt für 
meine gewerkschaftliche Arbeit als 
Vorsitzende des Fachbereichs Kunst 
und Kultur dar, denn viele Kolleginnen 
und Kollegen dieses Fachbereichs ge-
hören dem Ressort des Wissen-
schaftsministeriums an und damit auch 
zu meinem neuen Zuständigkeitsbe-
reich. Der Hauptpersonalrat beim 
Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst setzt sich aus insgesamt 17 
Mitgliedern zusammen, 15 Vertreterin-
nen und Vertreter für die Gruppe der 
Beschäftigten und 2 Vertreter für die 
Gruppe der Beamtinnen und Beamten; 
er vertritt die Interessen von ca. 60.000 
Beschäftigten im ganzen Ressort. 

Die Arbeit der Personalvertretun-
gen in Zeiten der Pandemie
Die Personalratswahlen am 22. Juni 
2021 fanden diesmal in einer besonde-
ren Situation statt, mitten in einer epi-
demischen Lage von nationaler Trag-
weite. Nach drei Infektionswellen seit 
Ausbruch der Pandemie im März 2020 
entspannte sich im Sommer 2021 die 
Lage zusehends, nach einem monate-
langen Lockdown fanden wichtige Lo-
ckerungsschritte statt. Die zurücklie-
gende Zeit hatte nicht nur für Führungs-

Kunst und Kultur

Bericht der Fachbereichsvorsitzenden

Wir nutzen Ihre personenbezogenen Daten nur zum Zwecke der Führung Ihrer Mitgliedschaft im VHBB.

Wir geben Ihre persönlichen Daten nur in folgenden Fällen weiter:

•  Wenn Sie an die Geschäftsstelle des VHBB eine Schadensmeldung senden, leiten wir diese mit Ihrer  
Privatadresse und Ihrem Versicherungsumfang im Rahmen der von Ihnen abgeschlossenen Versicherungen weiter.  
So wird eine schnelle Bearbeitung Ihrer Schadensmeldung ermöglicht.

•  Wenn Sie einen Antrag auf Rechtschutz stellen, geben wir Ihre im Antragsformular gegebenen Daten an den  
Bayerischen Beamtenbund (BBB) weiter. Dies dient der schnellen Bearbeitung Ihres Anliegens.

•  Damit Sie die regelmäßig erscheinenden BBB-Nachrichten im Rahmen Ihrer Mitgliedschaft erhalten, geben wir Ihre 
Privatadresse an den Bayerischen Beamtenbund (BBB) zum Zwecke des Versands weiter.

Die Geschäftsstelle arbeitet bereits seit vielen Jahren sorgfältig und gewissenhaft mit Ihren Daten. Eine Herausgabe zu 
anderen als den oben aufgeführten Zwecken fand und findet nicht statt. Auf unserer Internetseite www.vhbb.de haben wir 
aufgrund der geänderten gesetzlichen Bestimmungen eine allgemeine Datenschutzerklärung veröffentlicht.

Roland Hoffmann
VHBBGeschäftsstelle

Wichtige Informationen zur EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)
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kräfte besondere Anstrengungen mit 
sich gebracht, sondern auch für die 
Personalvertretungen einen enormen 
Kraftakt bedeutet. Auf diese besonde-
ren Herausforderungen einer weltum-
spannenden Pandemie war man im 
Arbeitsleben allgemein nicht vorberei-
tet gewesen, der öffentliche Dienst 
machte dabei keine Ausnahme. Insbe-
sondere stellte sich heraus, dass vor 
allem im Bereich Digitalisierung, Home-
office und Arbeitsschutz noch viel ge-
tan werden musste. Mit Ausrufung des 
Katastrophenfalls und Schließung zahl-
reicher Einrichtungen des öffentlichen 
Lebens veränderte sich auch der be-
rufliche Alltag der Beschäftigten ganz 
entscheidend. Beinahe täglich muss-
ten neue rechtliche Rahmenbedingun-
gen umgesetzt werden, im Rahmen 
der Fürsorgepflicht des Dienstherrn 
Möglichkeiten für eine Arbeit im Home-
office geschaffen werden, Hygieneko-
nzepte entwickelt und ständig ange-
passt werden. Art. 2 Abs. 1 des Baye-
rischen Personalvertretungs gesetzes 
(BayPVG) stellt lapidar fest: „Dienststel-
le und Personalvertretung arbeiten im 
Rahmen der Gesetze und Tarifverträge 
vertrauensvoll und im Zusammenwir-
ken mit den in der Dienststelle vertrete-
nen Gewerkschaften und Arbeitgeber-
vereinigungen zum Wohl der Beschäf-
tigten und zur Erfüllung der dienstlichen 
Aufgaben zusammen.“ Dieses Gebot 
der vertrauensvollen Zusammenarbeit 
bietet zwar eine wichtige Grundlage für 
zahlreiche Beteiligungsrechte, die der 
Gesetzgeber den Personalvertretun-
gen eingeräumt hat. Doch häufig wur-
den diese Beteiligungsrechte von Sei-
ten der Dienststellenleitungen nicht 
beachtet.

Der Bayerische Beamtenbund 
stellte daher als Konsequenz daraus in 
seiner Mai / Juni-Ausgabe der BBB-
Nachrichten 2020 klar, dass durch die 
Pandemie die Rechte der Personal-

vertretungen nicht eingeschränkt wer-
den dürfen. Vielmehr gelte es für Arbeit-
geber und Personalrat, gemeinsam ein 
sicheres Arbeitsumfeld für die Beschäf-
tigten zu schaffen. Beteiligungspflichti-
ge Maßnahmen gem. Art. 75 BayPVG 
unterlägen auch in Notstandssituatio-
nen ausnahmslos der Zustimmung des 
Personalrats. So sollte der Personalrat 
beispielsweise die Arbeitsbedingun-
gen im Homeoffice gemeinsam mit der 
Dienststellenleitung erarbeiten. Am 
häufigsten jedoch mussten die Perso-
nalvertretungen bei der Erstellung und 
laufenden Anpassung von Hygieneko-
nzepten mit eingebunden werden, wo-
bei die Mitbestimmung hier oft falsch 
interpretiert wurde. Oft glaubte man, 
die Mitbestimmung sei bereits dann er-
füllt, wenn ein Personalrat bei einschlä-
gigen Besprechungen mit am Tisch 
sitzt oder nachträglich über Entschei-
dungen informiert wird. Doch Mitbe-
stimmung als die wichtigste Form der 
Beteiligungsrechte bedeutet ganz kon-
kret Zustimmung, d.h. mit anderen 
Worten, ohne die Zustimmung des Per-
sonalrats kann die Maßnahme nicht 
durchgeführt werden. Die rechtliche 
Grundlage dafür bietet Art. 75 Abs. 4 
Nr. 8 BayPVG, wonach der Personalrat 
bei allen Maßnahmen zur Verhütung 
von Dienst- und Arbeitsunfällen und 
sonstigen Gesundheitsschädigungen 
mitzubestimmen hat. Eine Dienststelle, 
die dieses Mitbestimmungsrecht ver-
letzt, handelt ganz klar rechtswidrig. 
Denn betriebliche Infektionsschutz-
maßnahmen wirken unmittelbar auf die 
Beschäftigungsverhältnisse ein. Des-
halb ist es sehr wichtig, durch die Per-
sonalvertretungen die Beteiligung der 
Bediensteten an der Regelung des 
Dienstes und der Dienst- und Arbeits-
bedingungen zu verwirklichen. Die Be-
schäftigten haben einen Anspruch da-
rauf, dass die für sie gültigen Infektions-
schutzkonzepte von ihren Personalver-
tretungen mitbestimmt werden.

Auch andere wichtige Bereiche 
der Personalratsarbeit wurden durch 
die Pandemie in erheblichem Masse 
erschwert. Wie sollten etwa bei gelten-
den Kontaktbeschränkungen gültige 
Beschlüsse gefasst oder die Verpflich-
tung zur regelmäßigen Abhaltung von 
Personalversammlungen erfüllt wer-
den, ohne die rechtlich vorgeschriebe-
nen Aufgaben zu vernachlässigen? 
Das Bayerische Staatsministerium der 
Finanzen und für Heimat hat hier in 
mehreren Schreiben Klarheit geschaf-
fen und einen Leitfaden entwickelt, zu-
letzt in seinem aktualisierten Schreiben 
zu dienst- und arbeitsrechtlichen Maß-
nahmen wegen der Corona-Pandemie 
vom 5. November 2021.

So sind aktuell in der vierten In-
fektionswelle, die zu noch deutlich hö-
heren Infektionszahlen führt als alle 
anderen Infektionswellen zuvor, auch 
die Personalvertretungen wieder stark 
gefordert, zumal hier der Arbeitgeber 
Maßnahmen umsetzen soll z. B. be-
züglich der Frage nach dem Impfsta-
tus, für die es keine eindeutige Rechts-
grundlage gibt oder die datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen widerspre-
chen, wie ein Schreiben des Finanz-
ministeriums jüngst gezeigt hat. Hier 
müssen im Wege der vertrauensvollen 
Zusammenarbeit immer wieder tragfä-
hige und praktikable Lösungen für den 
täglichen Dienstbetrieb gefunden und 
entwickelt werden.

Als Mittler zwischen Dienstherr 
und Beschäftigten sind Personalräte 
damit gerade auch in Pandemiezeiten 
ein unverzichtbares Element bei der 
Gestaltung von Arbeitsbedingungen 
im beruflichen Alltag. 

 Dr. Monika von Walter
 Fachbereich Kunst und Kultur 

AUS DEN FACHBEREICHEN
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Versicherung

INFORMATIONEN ZU DEN VERSICHERUNGEN
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Fortführung der Privathaftpflichtversicherung nach dem Tod des 
VHBB-Mitglieds für Hinterbliebene möglich!

Der VHBB und der Bayerische Versicherungsverband 
haben den bestehenden Sammel-Versicherungsver-

trag um einen entscheidenden Punkt erweitern können. 

Seit 1. Januar 2016 kann die Privathaftpflichtversiche-
rung auch nach dem Tod des Mitglieds durch den VHBB  
fortgeführt werden. Eine Mitgliedschaft von Hinterbliebenen 
ist dabei nicht notwendig.

Viele Ruheständler hatten der Geschäftsstelle immer 
wieder in Anrufen und Briefen ihre Sorge geäußert, wie sie 

den Versicherungsschutz für ihre Witwe oder ihren Witwer 
regeln können. Der VHBB hat daraufhin Verhandlungen mit 
dem Bayerischen Versicherungsverband aufgenommen, die 
zugunsten unserer Mitglieder erfolgreich abgeschlossen wer-
den konnten. Somit können die bestehende Privathaftpflicht-
versicherung und gegebenenfalls abgeschlossene Zusatz-
versicherungen im gleichen Umfang wie bisher bestehen 
bleiben.

Roland Hoffmann
VHBB-Geschäftsstelle 

Immer wieder fragen Mitglieder nach dem Versicherungs-
schutz im Rahmen ihrer Privathaftpflichtversicherung für ihr 

neu erstandenes Pedelec. Begrifflich können beide Fahrzeug-
typen wie folgt unterschieden werden:

Pedelecs sind Fahrzeuge mit tretunterstützenden Elek-
tromotor. Die Unterstützung durch den Motor erfolgt nur  
dann, wenn in die Pedale getreten wird. Daneben gibt es auch  
Pedelecs mit einer sog. Anfahr- oder Schiebehilfe bis 6 km / h. 
Bei dieser Geschwindigkeit ist ein Fahren auch ohne Tritt in die 
Pedale möglich. Bei E-Bikes erfolgt die Motorunterstützung 
ohne Treten des Fahrers. Über einen Gasgriff kann die Ge-
schwindigkeit eingestellt werden.

Um die Frage nach dem Versicherungsschutz zu klären, 
müssen wir beide Fahrzeugtypen nach der Klassifizierung in 
der EU-Richtlinie 2002 / 24 / EG unterscheiden. Nach dieser 
Richtlinie fallen E-Bikes mit einer Höchstgeschwindigkeit von 

bis zu 45 km / h und einer Höchstleistung von bis zu 4 kW 
unter die Klasse „Kleinkraftrad“.

Pedelecs sind unter bestimmten Voraussetzungen von 
dieser Richtlinie ausgenommen und gelten als Fahrräder, wenn
 ∙ die Motorleistung höchstens 0,25 kW beträgt,
 ∙ die Motorleistung sich bei zunehmender Fahrgeschwindig-

keit progressiv verringert und
 ∙ die Unterstützung beim Erreichen einer Geschwindigkeit 

von 25 km / h unterbrochen wird.

Dazu gehören auch Pedelecs, die über eine Anfahr- 
oder Schiebehilfe bis 6 km / h verfügen (siehe § 1 Abs. 3 Stra-
ßenverkehrsgesetz StVG) (Siehe unten). Pedelecs sind also in 
der Privathaftpflichtversicherung mitversichert, solange sie als 
Fahrräder gelten. Viel Spaß beim Radeln!

 Roland Hoffmann
 VHBB-Geschäftsstelle 

Versicherungsrechtliche Betrachtung von Pedelecs und E-Bikes

Typ Fahrzeugart Leistung 
max. (kW)

Höchstge-
schwindigkeit 
(km / h)

Führerschein Versicherungs-
pflicht / Vers.  
Kennzeichen

Versicherungsschutz 
durch Privathaftpflicht-
versicherung

Pedelecs ohne  
Anfahrhilfe

Fahrrad 0,25 25 mit Treten nein nein ja

Pedelecs mit  
Anfahrhilfe

Fahrrad 0,25 6 ohne Treten, 
25 mit Treten

nein nein ja

Pedelecs 45 Kleinkraftrad 0,5 20 ohne Treten, 
45 mit Treten

Klasse M ja nein

E-Bike 20 Kleinkraftrad 0,5 20 ohne Treten MofaPrüfbe
schein.

ja nein

E-Bike 25 Kleinkraftrad 1 25 ohne Treten MofaPrüfbe
schein.

ja nein

E-Bike 45 Kleinkraftrad 4 45 ohne Treten Klasse M ja nein

Einteilung der gängigsten Pedelecs und E-Bikes



Patricia Alberth (M. Sc.) Oberverwaltungsrätin Zentrum Welterbe Bamberg

Dr. HansKarl Bauer Leiter des Verwaltungssitzes  Handwerkskammer für Oberfranken, Verwaltungssitz 
Coburg

Matthias Berger Chemieoberrat  Bayer. Landesamt für Gesundheit und  
Lebensmittelsicherheit

Janine Braun Regierungsrätin  Bayerisches Staatsministerium des Innern,  
für Sport und Integration

Milad Dahmash Baureferendar Staatliches Bauamt Krumbach

Nadine Fechner Regierungsrätin  Staatliche Führungsakademie für Ernährung,  
Landwirtschaft und Forsten

Maike Grün  Oberkonservatorin Bayerische Staatsgemäldesammlungen

Markus Kandler Oberregierungsrat Bayerische Staatsbibliothek

Christian Kleppmann Oberregierungsrat Flughafen München GmbH

Christine Lippert Stadtbaurätin Stadt Fürth, Technisches Rathaus

Stefan Lohner Baudirektor Staatliches Bauamt Landshut

Elisabeth Reußner Baurätin Amt für Ländliche Entwicklung Unterfranken

Dr. Julia ScherbForster Chemieoberrätin  Bayer. Landesamt für Gesundheit und  
Lebensmittelsicherheit

Robert Paul Simon Regierungsrat Regierung von Oberfranken

Maximilian Lino Sindram Oberregierungsrat Landratsamt Freising

Nathalie Weber Regierungsrätin Landratsamt Augsburg

Hans Jochen Wittke Regierungsrat Landratsamt Forchheim

Dr. Claudia Wobst Chemieoberrätin  Bayer. Landesamt für Gesundheit und  
Lebensmittelsicherheit

Jürgen Wolf Regierungsdirektor Regierung von Oberfranken

Stephanie Zuleger Oberregierungsrätin  Bayerisches Landesamt für Steuern,  
Dienststelle Nürnberg

Als neue Mitglieder begrüßen wir herzlich

WIR BEGRÜSSEN HERZLICH
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Wir trauern um unsere verstorbenen Mitglieder
Februar 2020 Alfred Hemmerlein Ltd. Regierungsdirektor a.D. Bamberg

März 2020 Dr. Gerhard Hans Reichel Präsidenten a.D. Kirchheim

November 2020 Josef Koller  Baudirektor a.D. Regensburg

Dezember 2020 Eckart Dietl Geschäftsf.Präsidialmitgl.a.D. Ergolding

Dezember 2020 Dr. Georg Waltner Ministerialdirektor a.D. Gräfelfing

Januar 2021 Edmund Hofmann Bauoberrat a.D. Ergolding

Januar 2021 Elisabeth Freitag Regierungsdirektorin Regierung von Niederbayern

Januar 2021 Franz Zimmermann Abteilungsdirektor a.D. Regensburg

März2021 Dr. Doris Kugler Chemieoberrätin a.D. Kalchreuth

März2021 Helmut Graf Forstdirektor a.D. Gauting

März2021 Karl-Ernst Koch Baudirektor a.D. Gundelsheim

März2021 Dr. Herbert Friedlein Abteilungsdirektor a.D. Bayreuth

April 2021 Wolfgang Friedrich Regierungsdirektor a.D. Bayreuth

April 2021 Michael Klüpfel Ltd. Baudirektor a.D. Thüngersheim

April 2021 Hans-Karl Münch Ltd. Regierungsdirektor a.D. Bayreuth

Mai 2021 Günter Biermayer Ministerialrat  Amt für Ernährung, Landwirtschaft und  
Forsten Fürstenfeldbruck

Mai 2021 Rudolf Hering Baudirektor a.D. Taufkirchen

Mai 2021 Herbert Forster Baudirektor a.D. Bischberg

Mai 2021 Karlheinz Fromm Ltd. Ministerialrat a.D. Seebruck

Juni 2021 Franz Hubert Nikui Ltd. Regierungsdirektor a.D. Garching

Juni 2021 Dr. Helmut Zier Abteilungsdirektor a.D. Ansbach

Juli 2021 Werner Stroinski Direktor a.D. Regensburg

August 2021 Karl Häusl Ltd. Baudirektor a.D. Krumbach

August 2021 Dr. Sabine Estendorfer-Rinner Chemiedirektorin  Bayer. Landesamt für Gesundheit und  
Lebensmittelsicherheit

September 2021 Ursula Friedrich Beigeordnete a.D. Bayreuth

September2021 Ernst Wirner Abteilungsdirektor a.D. Bach a.d.Donau

Oktober 2021 Dr. Hans-Christoph Freiherr Ebner von Eschenbach Ministerialrat a.D. München

Oktober 2021 Albrecht Müller Ministerialrat a.D. Gochsheim

Oktober 2021  Maximilian Wiget Oberlandesanwalt a.D. München
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Genießen Sie’s!

Sichere Rente schon mit wenig Geld! Damit Sie jetzt und auch in Zukunft auf nichts
verzichten müssen und flexibel bleiben. Ganz gleich, was Sie sich für Ihr Leben noch
 vorgenommen haben, mit einer privaten Altersvorsorge bleiben Sie stets unabhängig.
Damit erhalten Sie weitaus mehr als die knappe gesetzliche Rente. Bleiben Sie finanziell
abgesichert – auch in Zukunft. Wir sagen Ihnen gerne, wie. Weitere Informationen zum
Thema Rente finden Sie auch auf www.versicherungskammer-bayern.de.

Wir planen auch Ihr e Rente –
als wär’s unser e eigene.
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